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52. Plenar-Sitzung ~es La.ndtages Rheinland-Pfalz 
am 17. Februar 1949 

Beginn: 10.35 UhL 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Die 52. Sitzung des Land

tages Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Besitz.er der heuti
gen Sitzung sind die Abg,eordneten Gänger und Dra
then. Die Tagesordnung enthält den Rest der Behand
lungspunkte, die gestern nicht erledigt werden kon11-
ten. Ziisätzlich ist von den Fraktionen der CDU., der 
SPD. und der DP. der Antrag gestent worden, das Ge
setz in der Drucksache Nr. II/873 in dieser Sitzung zur 
ersten, zweiten und dritten Beratung z.u .stellen. Erheot 
sich gegen die Tagesoronung Widerspruch? Ich stelle 
fest, das ist nicht der Fall. Es ist demgemäß beschlossen. 

Meine Damen und Herren! Da der Haushalts- und 
Finanzausschuß z.ur Zeit noch tagt, können wir die 
Tagesordnung nicht in der Form abwickeln wie sie 
vorgesehen ist. J.ch schlage Ihnen daher vor,' daß wir 
nunmehr zunächst den Punkt 17 der Tagesordnung: 
Berichterstattung de.s Agra.rpolitischen sowie des Haus
halts- und Finanzausschusses zur Drucksache Nr. 11/7$8 
- Antrag der DP. betr. § 6 der Landesverordnung über 
die Durchführung des Gesetzes über die Erhebung einer 
Weinabgabe behandeln. - Das Wort hat als Berichter
statter <ler Abgeordnete Wetzel (CDU.). 

Al:,." . Wetzel: 
m<::rn~ .st!r~ verehrten Damen und Herren! Der Agrar

politische Ausschuß hat sich mit dieser Drucksache be
faßt und schlägt Ihnen vor, dieselbe anzunehmen. In 
der Zwischenzeit hat sich auch der Haushalbs- ~nd 
Finanzausschuß mit der Sactie befaßt und kam daoci 
zu einer Einigung dahingehend, daß in der nächste11 
Woche nochmals eine eingehende Besprechung zwi
schen dem Vertreter des F.inanzministers und den Fach
verbänden einerseits sowie dem Haushalts- unct 
Flnanzau.sschuß anderel."Selts erfolgen muß, um Klar
stellung aller Fragen zu erreichen. Wir sind deshulb 
dafür, daß heute dieser Antrag abgesetzt und auf der 
nächsten Tagesordnung zur Verabschiedung kommt. 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Sie haoen den Vorschlag 

des Berichter3tatters gehört, den Punkt von der Tages
ordnung abzusetzen und bei der nächsten Sitzung er
neut zu behandeln. Widerspruch hiergegen erhebt !liC'h 
nicht. Es ist demgemäß beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 18 der Tagesordnung, Bericht
erstattung des Agrarpol'itischen Ausschusses zur Druck
sache Il/'787, Antrag der DP., betr. Änderung des § ·1 
Absatz 1 a der LVO. über die Durchführung- des G~
setzes über die Erhebung einer Weinabgabe. 

Das Wort hat als Berichterstatü,r der Abgeordnete 
Migeot (DP.). 

A b g. Mi g e o t : 
Meine Damen und Herren! Der Antrag der D1·u<.:k

sache 11/ 787 geht davon aus, daß der Weinverteiler-Be
trieb, der außerhalb Rheinland-Pfalz wohnt, keine 
Weinabgabe zahlen muß im Gegensatz zu dem Wein
verteiler, der seinen Woh~itz in Rheinland-Pfalz hat. 
Der Agrarpolitische Ausschuß ist sich einig, daß dieser 
Antrag berechtigt ist. Herr Oberregierungsral Sauer
most vom Finanzministerium gab uns zu wissen, daß 
diese Gesetzeslücke durch eine Landesverordnung vorn 
15. Januar 1949 geschlossen wurde. Diese besagt in § 5 
Absatz 1: ,,Folgende Betriebe und Personen haben die 
Weinabgabe abzuführen: Erzeugerbetriebe für den . 
Wein, der 1.mmit.telbar an Einzelhandel, an Gaststät
ten oder ähnliche Unternehmen oder an den Letztver
braucher abgesetzt wird. unabhängig vom Wohnsitz 
d~r Abnehmer, außerdem für den Wein, der an son
stige Personen und Betriebe außerhalb von Rhein
land-Pfalz veräußert wird. Erfolgt die Veräußerw1g 
an Abnehmer außerhalb von Rheinland-Pfalz durch 

Kommissionäre oder Vermittler, z. B. Agenten und 
Makler, die im Lande Rheinland-Pfalz ihren Wohnsit2 
haben, .,o haften diese für die Abführung der Wein
abgabe, auch wenn sie das Geschäft in fremdem Namen 
abgeschlossen haben. Damit ist die Lücke, die mit die
sem Antrag geschlossen werden sollte, schon geschlos-
sen. · 

Der Agrarpolitische Au.;,schuß ·betrachtet damit den 
Antrag als erledigt, 

Präsident: . 
Ich. schlage Ihnen nunmehr vor, den Punkt 28 de,· 

Tagesoi-dnung zu erledigen, und zwar die Drucksac-he 
lI/863. Es müßte ein Beschluß gefaßt. werden, der in der 
Drucksache II/ 863 niederg-e!egt ist. Wird hierzu• das 
Wort gewünscht"? Ich stelle fest, das ist nicht der Fall. 
Ich schfü•ße die Besprechung. Wer dem Antrag zu
stimmen wi!!, bitte ich, die rechte Hand zu erheben. 
- Danke. - fch stelle einstimmige Annahme fest. '. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 29 der Tageso:rd
nung: zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
über d·en Abbau und die Verwertung von Bimsvor
kommen (Drucksache 11/866). 

Wlrd das Wort gewünscht. Icll „telle fest. das ist nicht 
der Fall. Ich eröffne die Besprechung in zweiter Le
sung. leb rufe auf § 1. 

A b g. s c h i e d e r : 
Ich oilte ums Wm-t. 

· Piräsident: 
Das Wo1'L hat der Abgeordnete Schieder (KPD.}. 

A b g. S c h i c> d e r : 
Meine Damen und Herren! Die Landesregierung hat 

uns den neuen Entwurf eines Landesgesetzes über 
den Aboau und die Verwertung von Bimsvorkommen 
vorgelegt. Ich . bin s.ehr übenascht, wie schnell das ge
gangetl. ist, muß ab.:?r trotzdem fest!ltellen, daß dieser 
neue Entwurf keineswegs den Dingen gerecht wird. 
Ich bin der Meinung, daß auch dieser neue Gesetzent
wurf ebenso wie der vorhergehende Ministerial-Embryo 
in Spiritus gelegt werden könnte, und zwar aus dem 
einfachen ,Grunde, weil, wie wir es schon dargestellt 
hatlen, es ni-cht notw~ndig L~t. für d iese Zwecke ein 
Landesgetetz zu schaffen. Ich kenne d ie Beweggründe 
derjenigen Leute , vor allen Dingen aus dem sogenann
ten Btmsver'band, die sich auf diese Weise ein beson
deres Reservatrecht schaffen wollen. Nachdem man 
nunmehr in dem neuen Entwurf wohl die allerunzu
träglichsten BesHmmungen herausgelassen hat, hat 
man jetzt dem M-lnister für Wirtschaft und Verkehr 
allein diese Aufgabe übertrag,;,n (Zwuf Abg. Busch
man [KPD.1: Oberbimser!) Ich kann nicht sagen. 
daß deshalb tlie Angelegenheit besser ge\vorden s·~i. 
Wenn. ich daran denke, daß man in einer ähnlichen 
Form im deutschen Westea bei dem Ruhrproblem ,•er
fahren hat, wo man auch versucht hat, an deT größ
ten Beute siclJ. zu bereichern, natürlich analogerw,~i:;e 
im Lande Rheinland-Pfalz die kleineren Haie sich auch 
miL einer kleineren Beute zufriedengeben. Das ver
suchen sie auf diesem Wege. In diesen Tagen hat in 
d<::tn von dieser Auswirkung besonders betroffenen Teil 
unseres Landes, im Neuwieder B(>("ken. eine Tagung 
dieser kleinen Bimsbesitzer stattgefunden. Di~se kleinen 
Bimsb~sitzer haben stärkste Einwände gegen dies~ 
Maßnahme erhoben, und ich vertrete 'in vollem Um
fange diese Ansprüche. Sle sind gerechtfE>rtigt durch 
die GrundsY.t„e der Verfass\J.ng. 

Das Problem des Vei·botes der Ausfuhr von Rohbims, 
mein1:: Damen und Herren, - es ist mir .sehr wohl be
kannt, daß gerade diejenigen Leute des Bimsverbandes, 
die ,sich nun so sehr für die Erhaltung dieses Roh
stoffvorkommens einsetzen, in der jüngsten hinter uns 
liegenden Zelt sich ganz erheblich bereichert haben, 
und zwar durch die gleichen Maßnahmen. Ich kenne 
den betreffenden Herren, der eine Zeitlang ,den ~i
ler des Bim3verbandQ.s spielte. Er hat es verstanden, 
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sich auf diesem Wege einen sehr umfangreiches Konto 
holländischer Gulden aru:ufogen {Hört, höi"t!). Er 
konnte e3 allerdings nur auf ·Grund seiner ausgezeich
neten Verbindung zu gewissen Stellen der Militär
regierung. {Zuruf Abg. Buschmann [KPD.]: Sehr in
teres.se.ntt). Nun, und heute ist man natürlich in ge
wl111Sem Slnne anderer Meinung· und will einen zu- · 
1,tand herbeiführen, der es den kleinen Bimsbesitz~rn 
verbieten wOrde, nach Holland z.u exportieren ode1· 
wenigstem; in die Bizone z.u exportieren. Ich glaube, 
daß angesichts der gesamten Lage das Land Rhein
land-Pfalz sicher!ich nicht in den Gf>ruch kommen will, 
A.,1tarkte-Bestrebungen zu fördern (Hört, hört!). Ich 
gl.lube, das war. doch das höchste der Gefühle, d.ls 
dabei zum A,usdruck gebracht werden konnte. 

Wenn Sie also in einem bestimmten Maße vel'hindern 
wollen, daß Rohbims in die B4zone au.sg~führt wird, s9 
müssen Sie sich natürlich auf del' anderen Seite über
legen, welche Folgen das haben könnte. D!!Illl wir sind 
der Meinung, daß der Rohbims, der beispielsweise in 
die enillsche Zone geht, keineswegs gegessen wird. Es 
sollen leizten Ende, auch, damit Schwemmsteine herge
stellt und für den Wlederau!bau verwendet we.rdr.n. 
Es gibt eine Stellungnahme des Bimsverbandes zu die
sem Problem. Da bei · ist gam: klar zum Ausdruck ge
kox:wnen, daß es einzig UJl.d allein darum ging, die 
i;iow!eso ·schon aufs „äußerste erschöpften'' Bim.svor
kommen in einem bestimmten Ral:unen iu sichern. Das 
tri!!t in keiner Weise zu, daß die Bestände wirklich in 
i,olch' hohem Maße aufgebraucht wären. Ich glau~. 
der einzige Beweigi"und ist darin, zu st:hen, daß di~ 
hiesigen Schwemm:stei.nfabrlkanten vor allen Dingen 
im Moment au.C Irgendeine Weise versuchen, wegen de1· 
etwas höheren Preise, die be.l der Ausfuhr von Roh
bims nach der englischen Zone gezahlt werden, dem 
insofern, .Einhalt zu gebieten, damit sie die gesam
ten Bimsreserven einzig und allein :für sich verwenden 
können. Dabei · ist fol&endes f~tzustellen: In diesem 
Schreiben de.; Bimsv:erbandes wird Bezug genommen 
au! dle Prelse. Mir, ist E1ber andererseits ebensowohl 
bekannt, da!} die Preise zur Zeit für Scliwemmstelne 
nicht nur erhöht sind, sondern, daß si~ auch darüber 
hinaus bei den Verkäufen zum Teil ohne Rechnung 
eingesetzt werden, d. h., man vel'kau!t zunächst ein
mal zu dem Stoppreis und muß noch andere,;-seits da.s 
Doppelte dieses schon erhöhten Preises geben, der dann 
ohne Rechnung erfolgt, um überhaupt hier Schwemm
steine beziehen zu können. So sieht also in Wirklich
kelt die &ehe aus. · 

·wenn wir uns nun, !ragen, warum . diese kleinen 
Bimsbesltzer be„onders in der Gegend von Plaidt, 
Saffig und Miesenhelm usw. ein Interesse haben, frei 
verkaufen zu können, so ist es ganz klac Die Situa
tion nach der Währungsreform Ist für diese kleinen 
Landbesitzer eine Lebensfrage geworden insofern, al-; · 

. sie allein mit dem Verkauf ihrer landwirtschaftlicht.'!n 
En:eugni~se nicht existieren können. Ich sehe wirklich 
keinen Grund, warum man diesen Leuten die letzte 
Existenzmöglichkeit nehmen soll. 

Meine Fraktion ist daher der Meinung,. daß man 
diesem Gesetz. unter kelnen Umständen zustimmen 
kann. 

Präsident: 
' Das Wort he,t der Abgeordnete Dedenbach (SPD.) ' . ' 

A b g. D e d e n b a c h ; 
Meine Damen und Herrenl Die Angelegenheit des 

Ihnen vorliegenden La.nc:lesgesetze.s über den Abbau 
und die Verwertung von Bi.msvorkommen hat gerade · 
tn meinem Gebiet eine sehr Voße Rolle in der letzten 
Zeit gespielt. In dem Amtsbe2:irk Andernach-Land sind 
50 V. H. des gesamten abbaufählgen. Bimsvorkommens 
vorhanden. Nun ist es klar, daß hier verschiedene ln
teressengesicht.spunkte eine Rolle· spielen. Zunächst 
geht es von dem Inte.tessenstandpun,Jtt der Bi:msindu-· 
strl~ aus. Aus diesen Interessen&esichtspunkt war ja 

der erste Entwurf abgestellt. Dann kamen die Land
wirte und sind, wie nicht anders zu erwarten, gegen 
ciie3en Entwurf Sturm gelaufen, da sie ja mit Recht 
sagen, wenn schon Freiheit da sein so.ll, muß uns auch 
Freiheit gegeben werden. daß wir über unsere Bims
grundstücke selbst verfügen können, zumal bei uns in 
der Landwirtschaft eine gewisse Notlage vorhanden i.st 
und wir gezwungen slnd, unseren Bims au~zubeuten, 
damit wil' als Landwirte überhaupt existenzfähig blei
ben. Denn es ist doch so, daß gerade in unserem Ge
biet durch den Ausfall del' Kutoffelernte, weil kein 
Saatgut da war und weil das Saatgut schlecht war, die 

· Landwirte sich tatsächlich in einer großen Notlage 
befinden. Auf der anderen Seite wurde gesagt, daß die 
Gefahr bestünde, daß die Arbeiterschaft in diesen Ge
bieten ihre Arbeitsplätze verlieren würden, da die Bims
vorkommen in 10 bis 15 Jahren erschöpft sein wer
den. Tatsächlich liegen die Verhältnisse wesentlich an
dei:s. Es mag der Fall sein, daß im Neuwieder Gebiet 
da3 Bimsvorkommen vielleicht in 30 bis 40 Jahren er
schöpft .sein wird. Meine Damen und Herren! Das ab
baufähige Blmsvorkommen el'strecld sich nur au! das 
Andernach-Neuwi~r Becken. Es ist also ein naturge
gebens Monopol, welches ja durch die heutigen Ver
hältnisse auf dem Baustoffmarkt noch wesentlich ver
stäl'kt und vep;chärft wird. Sie wissen sicher daß der 
Bimsbaustoff ein sehr guter Baustoff ist, de; alle an
deren Baustoffe in dieser HiooidJ.t weit übertrifft. Nun 
ist es so, daß in unserem Gebiet in absehbarer Zeit 
nicht damit zu rechnen ist, daß irgendwie da,i Bims
vorkommen erschöpft sein würde. Selbstverständlich 
weidlE:n die Berechnungen über die Dauer del' Aus
beute des Bimsvorkommens sehr weitgehend ab. Aber 
es steht !est, daß bei uns noch große Bimsvo.rkommen 
vorhaooen „ind, die .-überhaupt noch nicht zur Aus
beutung in Anspruch genommen werden. Vielen der 
Herren Abgeordneten sind die Schreiben die in dieser 
Be~iehung von dem Herrn Pfarrer Dried~rich l,Uld ver
sctuedenen anderen Pfarrern meines Amtsbez.irkes her
ausgegeben wo.rden sind, bekannt Auf der anderen 
S~ite ist abe~ nfcht zu ve-rkennen, daß dort eine ge
v.,1sse gesetzhche Regelung notwendig wäre. Aus die
SE:m Gesichtspunkt heraus kann man das vorliegende 
Gesetz nicht in Bausch und Bogen verurteilen. Ich 
glaube - und ebeMalls glaubt meine Fraktion - daß daß 
Gesetz in der vol'liegenden Form angenommen werden 
kann. Wir dürfen dabei aber nicht außer acht lassen, 
daß beim Acbschluß des Gesetzes in dem § 3 allerdings 
eine sehr- weitgehende Vollmacht dem Hen·n Mlnistex· 
für Wlrt.;chaft und Verkehr gegeben wird und wlr 
haben auch von uns aus Bedenken gegen diese VoH
macht gehabt. Wir möchten dabei nicht unerwähnt 
las~n. daß man nun von den gegebenen Verhältnissen 
heute ausgehen muß. Das Primäre muß doch vor allen 
Dingen sein, daß die .BaustofCherstellung so gesteigert 
wird, daß wir überhaupt in die Lage gesetzt werden 
einigermaßen der Wohnungsnot, die besteht, Herr z~ 
werden. Das werden wir in Jahrzehnten nicht lösen 
können. Wir müssen dabei von der Tatsache ausgehen, 
daß dieser Bimsvcrsand eine Zwangslage für die Be
völke~ng in Nordrhein, wohin dP.r Bims geht, ist, 
denn diese Leute wissen nicht, wie sie überhaupt ihre 
Wohnungen notdürftig reparieren können. 

Ich möchte das besonders von uns aus fe;tgestellt 
haben, daß wir nicht der Auffassung sind, daß dadurch 
nun die Baustoffherstellung eingeschränkt werden 
sollte, sondern es muß unser aller Bestreben sain da
für elnz4treten, die Baustoffherstellung in jeder 'Hin
sicht zu steigern. pabei darf man nicht unerwähnt las
sen, daß e., selbstverständlich nur möglich ist in einem 
gewi.ssen Ausmaß, die Bimsbaustoffe in unserem Ge
biet herzustellen, denn dazu gehört ja gewisses Kapital. 
Die Maschinen und alles andere müssen vcirhauden 
sein, um überhaupt die Baustoffherstellung vornehmen 
zu können. Auf del' anderen Seite ist es aber audl so -
und das darf nicht vel'gessen werden -: E» gibt tat
sächlich viel Bimskies bei uns, der in keinel' normal€n 
Zeit il'g1;>ndwie gebraucht worden wäre. Dieser Bims
lties .Wil'd_ abgehoH und gekauft von Leuten aus dl~r 
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englischen Zone, weil sie eben keinen Baustoff be
kommen können . .Pas darf man m. E. nicht unterbin
den, sondern muß das unbedingt fördern, weil wir 
dazu als Deutscbe gegenseitig verpflichtet sind (Abg. 
Dr. Nowack: sehr richtig!). ,Das j,st meine Auffassung, 
und ich glaube es ist notwendig, daß eigentlich bei 
diesem Punkt 3 doch eine andere Regelung getroffen 
würde:. ob nicht da irgendwelche Eiruchränkungen vor
genorn.men werden ;kön-nen, das nicht einseitig der Mi
nister für· Wirtschaft und Verkehr· hier allein entschei
ctrn könnte. Wir haben dabei die Befürchtung, d~ß 
man zu einseitig entscheiden würde. Wir' haben es 
schon erlebt bei dem Bimsgesetzcntwurf, wie er ur
sprün~lich bestanden hat u!1.d wir glauben auch, __ daß 
d:ese Gefahr ohne weiteres weiterbesteht. Ich mochte 
noch sagen, daß wir derrt Ge.setz unsere Zuslimm1.1ng 
geben ,da ja die bisherige Reg,elung in keiner Hinsicht 
befrie'digt, auch nicht für die Behörden, _weil k,ei.'1e 
gesetzliche Grundlage vorhanden ist. den Bxmsversami 
in solche Bahnen zu bringen, wie es im Interesse des 
Allgemeinwohls liegt. (Beifall SPD.). 

Präsident: 
Das Wort hat der Ab~eordnete Sc:-hlick (CDU.). 

A b g. S c h l i C k : 
Mejne Damen und Herren! Wir möchten das 1-iohe 

Hau~ bitten. di-esem Gesetz seine Zustimmung nicht zu 
versagen. E·s ist dringend nötig, daß es sofort v~rab
schiedet wird. Im übrigen möchte ich .fesbteHen1 daß 
durch dieses Ge'setz es nicht so :ist. wie deL" Hen 
Abuteordnete Schieder es glaubt darstellen zu ,sollen, 
daß eine Entrechtung und Enteignung kleiner Leute 
stattfindet zugunsten von Monopolkapitalisten. Das 
Gegenteil ist der Fall. Wir wollen durch dieses. Ges,,tz 
verhüten daß die bisherige Bereicherung emzelnt>r 
Schieber,' die dort in diesem Gebiet den kleinen Leuten 
ihl'en Bims abkauften, und der von denen dann zu ~n
<:rhört übersetzten Preisen weiterverkauft wovden 1:;t, 
ctaß diese einseitige Bereicherung endl!i.ch einmal auC
hört. (Zuruf Abg. Schieder [KPD.]: Die müssen Sie ~in-
sperren!) · 

Herr Abgeordneter Schieder, es ist so, daß die Her
ren des Bimsverbandes die Gewinne aus diesen Ver
käufen erzielen. Es sind die Leute aus der englisd1en 
Zone die hier in diesem Gebiet uns den Bims ab
stehl~n und zum Wucherpreis weiterverkaufen. Sie w:is
.;;en genau Herr Kollege Schieder, daß festgestellt :.,t, 
daß wir nicht in der Lage waren, die Militärauflage 
von 5000 t pro Monat, die wir für die Bezahlung_ drin
gender Importe ))enötigen, aufzubringen, daß wir nur 
500 t aufbringen konnten, daß im gleichen Monat 
24 000 t nachweisbar auf dem schwarzen Wege abg•:
zogen worden .ö.ind. {Zuruf Abg. &hieder {KPD.]: D.~s 
war der Leiter des Bimsverbandes. Wo hat er Qle 
Gulden herbekommen aus Holland?) ,Sie werden nichi 
behaupten, daß der Leiter des Bims_verbandes diese 
schwarzen Geschäfte gefördert hat. Diese Behauptung 
werden Sie noch unter Beweis atellen müssen. Ich 
stelle fest, es ist das Gegenteil, was man aus politischen 
Gründen daraus machen will, in' diesem Geset~ b.eH.b
s ich tigt. Wir freuan uns, daß die S0zialdemokr~t1sche 
P,1rtei ihre Bedenken gegen diese.;; Gesetz zuruckge
stellt hat. leb. möchte noch darauf hir.weisen, daß 0s 

nicht so ist, als wenn das Bimsvorkommen nunmehr 
wirklich so enorm wäre, daß wir nicht zu befürchten 
brauchten daß es vorzeitig abgebaut"Wird. W:ir sind der 
Meinung:' Wenn der bisherige Zustand weiterbesteht,. 
daß wir für unsere eigenen Bedürfnisse in absehba~er 
Zeit den Bims nicht mehr aufbring<;:n können. E.s is~ 
auch nicht ·so daß wir die Ausfuhr vo·n Blms nach an
<l'-'ren Zonen' verhüten mikhLm. Was wir verhüten 
m-Jchten: ist, daß Bims in unverarbeitete';Il z.usta~d an
geb1ich nach der Bizone geliefert, in Wirklichkeit nur 
nach der Bizone verschoben und von dort auf Rech
nung der Bizone ins Ausland exportiert :,vird. A~ de2:1 
Wei.terbestehen dieses Zustandes kann ruemand ~nte1-
essiert .sein. Deshalb bitten wir das Hohe Haus, diesem 
Gesetz seine Zustimmung zu geben. 

Präsident; 

Das Wort hat der Abgeordnete Neumayer (DP.). 

Abg. Neumayer: 

Meine Damen und Herren! Wir sind uns datüber 
klar, daß in dein Gebiet de„ Bimsvorkommens sehr un
erfreuliche und unerquickliche Zustände herrschen. 
Deshalb wünschen wir, daß hier eine vorläufige Rege
lun-g statt:Clndet. Aber wir können diese Regelung doch 
nur · als Notlösung betrachten, die befri.stet werd'"'a 
muß, damit man in der Zwischenzeit El'fahrungen 
saml'neln und feststellen kann, welche Maßnahmen end
gültig ergriffen werden sollen. Aus, diesen Gründen 
stellen wir den Antrag, daß § 4 wie folgt ergänzt wird: 
,,Die.ses Gesetz tritt am 31. Dezember 1949 außer Kraft.'· 
<,Zuruf CDU.; 1949 ist zu früh, 1950.) 

.;. '' 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schieder (KPD.). 

A b g. S a h i e d e r : 
Meine Damen und Herrn! Zu den Äußerungen des 

Herrn Kollegen Schlkk wilr<' noch. und zwar vielleicht 
-aus sehr authentischer Quelle über diese Preisverhält
nisse ~twas 21u ·sagen. Es gibt hier ein Brief. der noch 
nicht alt !l'lt .. Er ,stammt. erst vom 26. Januar. Eine 
We[ngutsvt-nvalt1.mg von der Mosel schreibt an, einen 
Nohr in tm~rem Gebiet. Ich zitiere aus die~em Brief: 
,,Meine Zahlenangaben hinsichtlich des Bimswert.e-, 
sind richtig, denn sie stützen si-ch auf eine Angabe der 
Preitübe,rwachungsstelle Mayen. Der genehmigte Preis 
pro cbm Bims ab Grube · ist 4,25 DM. Tatsächlich ge
zahlt 'Werden jedoch 8 DM von den Unternehmern der 
Bizone. welche HochofenschlaC'ke mit Bim.; zusammen 
verarbeiten. Sie werden selbst von dem Gesetzent
wurf gelesen haben, welcher zur Zeit im Landtag vor
liegt, und diese Bimsausfuh~en aus Rheinland-Pfalz 
yerb'ieten soll. Das bezieht ßlch noch au'f den ersten 
Entwurf. Wie ich jedoch hörte, sind die AIBsichten für 
die Vetwfrklichung des Gesetze,s nicht gerade groß, da 
interessierte Kreise dabei sind, ,es zu Fall zu bringen 
oder es zu verwässern usw. Hochachtungsvoll! Die 
Glilfüche Weingutverwalt.ung." (Abgeordneter Feiler 
[KPD.]: Gräflich, auch das noch!) Sie sehen, was der 
eigentliche Grund ist, und ich habe vorhin in meinen 
Ausführungen darauf hingewiesen, wie es mit dem 

· PreiS'für Schwemmsteine steht, die in unserem eigenen 
Gebiet hergestellt werden. Es ist eine Tatsache, daß 
die Steine so verkauft werden. Sie können nur dann 
~en werden, wenn man sich ve~flichtet, mi.nde
stens den doppelten Preis zu dem off!Zlell ~enehm1i::ten 
Preis zu bezahlen, sonst haben Sie gar keine Aussicht, 
Steine zu bekommen. 

Also die Dinge heben sich völlig auf. Was mit dem 
jetz.lgen Gesetz geschehen könnte, ist letzten Endes nur 
eine Beeinträchtigung der wirklich kleinen Bimsbe
.:iitier. Das aber .sind durchweg kleine Bauern, die be
stenfalls über acht bis zehn Morgen Land verfüge;-i 
und sonst nichts. Wenn sie Kapital und Maschinen hät
te:n würden sie ihren Rohhirns selbst :z:u Schwemm
steinen verarbeiten. Dadur-ch, daß ein großer Teil der 
Bimssteine herstellenden Industrie .stationär ein..,~rich
tet ist, ist erklärlicli., warum man den _versuch machen 
muß überall Reservate zu schaffen. S1e werden,, wenn 
Sie ~ich mit den Dingen eingehend beschäftigen wür
den zu der gleichen Meinung kommen. Ich möchte in 
di~m Fall nicht als der unbedingte Verteidiger der 
Verfassung' auftreten, aber was immerhin heut~ rechts
gültig Umi g~elgnet "lst, um den Schutz der Kleinen un.d 
Scb.Vltat:'h~i'l: 'ztf gewährlei!~ten, dafür trete ich jederzeit 
hundertprozentig ein. 

Präsident: 
D~ Wort hat der Abgeordnete Hermans (CDU.~. 
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A b g. H e r m a n s : 
Meine Damen und Herren! Ich muß schon sagen, daß 

der Kollege Schieder mit der Verlesung des Briefes 
eben den stärkst.en Trumpf aufgeführt hat, den wir 
vielleicht für unser Eintreten für das Gesetz in der 
jetzigen Form haben könnten. Er hat ihn l~ider etwas 
falsch ausgelegt, und zwar deshalb, weil er offenbar 
nicht die ursprüngliche Vorlage des _ Gesetzes, insbe
sondere den ursprUnglichen § 2 neben den jetzigen 
Text des Gesetzes gehalten hat. Wenn in 'dem ur
sprünglichen Gesetz darauf abgesehen war, gewisse 
einzelne wenige Industrie-Unternehmen in ihrer bis~ 
her starken Stellung noch weiter zu verstärken, beken
nen wir von der CDU. uns allerdings in der Meinung 
dieses Briefschreibers entschieden dazu, daß es uns 
eine Wonne gewesen 1st, das Gesetz in dieser Form 
.iu Fall bringen. Wir sind sehr energisch dafür ein
getreten, und ich tue das auch heute wieder, das in 
das Gesetz hineinzubringen, was für unser Land und 
das Allgemeinwohl nützlich und zweckmäßig ist, 
Indem w!r dafür sorgen, daß die wilden Bimsgräbe
refen, dieser Raubbau. und diese Verschleuderungen in 
artdere Zoneit aufhören, die sowohl auf Kosten unse
rer Steuerkasse wie auf Kosten unserer Arbeitnehmer
schaft gehen, die dadurch nur geschädigt werden kön
nen, wenn die ~sigen Verarbeitungs.stellen tot liegen, 
während sich neue Verarbeitungsstätten irgendwo 
draußen in der ;Bizone bilden. (Zuruf Abgeordneter 
Scl;tieder (KPD.): Wo liegt eine Fabrikationsstätte für 
Bimssteine?) . 

P r,ä s i d .c n t : 
Ich bitte die Zwischenrufe zu unterlassen. 

Ab g. H c r man s, fortfahrend : 
Herr .Kollege Schieder, Sie wissen genau so gul wie 

ich, daß ein crhebliche-r Teil unserer Fabrikation still
steht, bzw. noch nicht arbeitet bzw.. nur mit einem 
Bruchteil der Kapazität arbeitet. Das steht lest (Zuru! 
Abgeordneter Schieder (KPD.}~ Weil wir keine Leute 
haben.}. Es hat keinen Zweck, daß wir uns darüber 
unterhalten. Es ist mehr daran schuld, als daß wir 
keine Leute haben. Abc.r, weil Sie sich festgerannt 
haben, Herr Koitege Schieder, und nun schlechthin 
sich hier zum Beschützer von Leuten au.t:wer!en, die 
dieses Schutzes garnicht bedürfen, nämlich der so sch"'.' 
notleidenden kleinen L:md.wirtschafl, ctk infolge der 
Kartoffel-Mißernte so sehr geschädigt worden ist, des
halb wollen Sie nicht sagen, wie die Dinge tatsächlich 
liegen. Auch diese Leute ha,l,en ihren Nebenerwerb, 
wie sie ihn Ihnen jetzt geben wollen, in der Form, 
wie sie ihn zu machen pflegen, durchaus nicht nötig, 
haben vor allen Dingen nicht nötig, diese Gewinne z1.1 
machen. (Zuru! Abgeordneter Schieder (KPD.): Hören 
Sie den Pfarrer von Sa!fig!) Herr Schieder, ich spre
che mit Ihnen und nicht mit dem Pfarrer von Saffig. 
Es ist durchaus nicht nötig, daß diese Leute die Ge
winne einstecken, ohne sie zu versteuern. Das dulden 
wir bei ande-ren Leuten nicht, und das werden wir 
auch nicht bei den Angehörigen der Gemeinde von 
Safflg oder eines anderen Ortes dulden. Wenn Sie 
wirklich im Interesse der Allgemeinheit und im Sinne 
der Ver!assung reden, Herr Kollege Sehleder, ich 
habe im Ausschuß den Artikel in ausführlich zitiert -
das weiß Ibr Hen- Kollege Griesbeck genau - wenn 
Sie da!ür eintreten wollen, nehmen Sie dieses Gesetz, 
das eine Vorstufe, eine erste Barriere ist, an, um uns 
Gelegenheit zur Weiterführung der entsprechenden 
Arbeiten zu geben und opponieren Sie nicht. 

.. 

P rii s i de n t : 

Das Wort hat Staatssekretät· Dr. Steinlein. 

Staatssekretär Dr. Stein l ein: 

Meine Damen und Herren! Nachdem nunmehr das 
Gesetz nach allen Richtungen hin begründet worden 
isl, möehte ich Sie nicht mehr mit einer Begründung 
zu dem Gesetz weiter aufhalten, sondern nur .zu den 
zwei Punkten abschließend Stellung nehmen, die hier 
vorgebracht wurden. 

Erstens die Fragen ob die Regelung allein dem Mi
nister für Wirtschaft und Verkehr übertragen werden 
oder ob noch andere Instanzen eingeschaltet werden 
sollen. Ich habe mit dem Kollegen Schmidt vom 
Wiederaufbauministerjum diese Frage besprochen und 
wir sind uns über folgendes für die Durchführung 
einig geworden. Die Genehmigung wird erteilt durch 
das Wirtschafts- und Verkehrsministerium. Falls je
mand diese Genehmigung erhält, würde ja kein Wider
spruch erhoben. Falls er sie nicht erhält, ist ihm Ge
legenheit zum Widerspruch. zu geben. Dann sollen die 
Instanzen, die über den Widerspruch ent:scheiden, aus 

. den beiden Ministerien zusammel)gesetzt werden, und 
zwar im Wege einer Ausführungsverordnung, und ich 
möchte bitten, um die Sache heute nicht aufzuhalten, 
daß Sie heut~ dem Gesetz in dieser Form zustimmen. 
Die Ausführungsbestimmungen, die notwendig sind, 
werden im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Wiederaufbau durchgeführt werden. 

Der 2. Punkt, die Frage, ob das Gesetz befristet 
werden soll, bedarf im Hinblick auf die zusammen
hänge im Augenblick keiner Lösung, denn das Gesetz 
weicht in seiner jetzigen Fassung wesentlich von dem 
ab, was beabsichtigt war, wobei ich ausdrücklich dar
auf hinwe"ise, daß diese Absi(:ht nicht darin besteht, 
gewissen Firmen eine Monopolstellung, eine finanzielle 
Besserstellung zu geben. Aber das jetzige Gesetz hat 
mit dieser Frage der Firmen nichts zu tun. Wir sehen 
auch nicht ab, wann die Verhältnisse auf dem Welt
markt sich konsolidieren. Es wäre deshalb nach mei
ner Meinung verfehlt, wenn man schon jetzt einen 
Termin der Beendigung des Gesetzes anführen wollte. 
Dann würde das Ergebnis sich in Spekulationen au! 
den Ablauf des Gesetzes äußern und gerade das Ge
genteil erreicht, von dem, was wir wollen. Es würde 

.nämlich nichts abgeliefert, sondern auf den Termin 
gewartet, wann das Gesetz abläuft. Ich bitte Sie also, 
das Gesetz in dieser jetzigen von allen beschlossenen 
lt'orm an.zunehmen, und nach Ablauf. einer gewissen 
Zeit kann man zu dem Problem der weiteren Durch
führung der Maßnahmen auf die!lem · Gebiete durch 
eine neue Vorlage Stellung nehmen. 

Präsident: 

Das Wort hat Herr Staatssekretär Schmidt. 

Staatssekretär Schmidt: 

Die hier zur Elitirterung stehende Vorlage hat uns 
im Wiederaufbauministerium eingeh.end beschäftigt, 
weil sie im unmittelbaren Zusammenhang mit der · 
Bauwirtschaft steht. Es ist richtig, daß zurzeit die 
Bimsindustrie unseres Landes nicht nur unseren eige
nen Bedarf d~ken kann, sondern darüber hinaus · .... 
rund 100 000 Tonnen Jahresproduktion zur Ausfuhr 
aus dem Land zur Verfügung stellen kann. In der 
Baustoffwirtschaft unseres Landes sind insgesamt 
220 000 Arbeitnehmer beschäftigt, davon 150 000 in der 
Produktion. Ein wesentlicheT Teil dieser Arbeiter ist 
in der Bimsindustrie eingesetzt, und wir sind von 
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Landes wegen verpflichtet, solange wie wir wirtschaft
lich z.u·J" Wahrnehmung von Landesinter,essen angehal
ten sind, uns Gedanken zu machen, wie wir die Be
schäftigungsmöglichkeit der in der Bimsindustrie ein
gesetzten zahlreichen Menschen sichern. Jedes andere 
Verfahren wäre auch vom Standpunkt der Arbeitneh
mer aus nicht vertretbar. Was also die Kommunistische 
Fraktion auf der einen Seite für die kleinen· Bauern 
gewinnen möchte, wird auf der anderen Seite ums 
Vielfache für die Arbeitnehmer verloren gehen. In 
den Kreisen der Arbeitnehmer ist die Besorgnis um 
die Erhaltung der Arbeitsstätte im Bimsgebiet außer
urdentli.ch gewachsen. Das Verfahren, das in den let;,:
ten Mona1en eingerissen ist, ist das Gegenteil von dem, 
was man eine vernünftige wirtschaftliche Planun/!, 
nennt. Eine vernünftige wirtschaftliche Plimung muH 
m. E. immer bestrebt sein, dort, wo die Rohstoffe sind, 
auch gleichzeitig di,e Rohstoffe mit der Arbeitskra ft 
zu verbinden, um den Arbeitsaufwand wie a.uch die 
Transportkosten zu vermindern. Wirtscha(tlich ge
sehen würde sich der Vorgang, den Sie hier verteidi
gen, meine Herren von der Kommunistischen Frak
tion, in der Planwirtschaft, wie sie die Sowjetunion 
eingeführt hat,. undenkbar sein. Ein wirtschaftlich un'
vernünftiger Vorgang muß abgestellt wet'den. (Sehr 
richtig!), De~halb haben wir uns im Wiederaufbau
ministerium :>:L~r Untersti.itnmg der Vorlage cntschlo:-
;;en. 

Ich habe allerdings Herrn Staatssekretär Dl'. Sleinh~ia 
gebeten, darüber zu wachen. und das Wiederaufb,rn
m ii1isteriurn in dic.s~ ü berwal:hung· einzuschalten, daß 
die jetzige Regelung von der Bimsindustrie nicht. bc~ 
nutzt werd<:n kann. um eine Monopolstellung zu vei:-
stärken, die eine preisverteuernde Wirkung haben 
müßte. Sofern die Baustoffindustrie die jetzige Rege
lung als eine preisstützende Maßnahme betrachten 
sollte, müßte ein solcher Versuch abgelehnt werden. 
Ich bin der Auffassung, daß, solange in unserem eigenen 
Lande einzelne Bauwillige zur Verbilligung ihrer Bau
maßnahmen Bimsstoff heranziehen in Form von Roh
bims, .nichts dagegea einzuwenden ist. Die Gefahr be
ginnt erst in dem Moment, wo der Rohbims von uns: 
herausgezogen und in der Bizone verarbeitet. wird 
und von der Bizone in die Nachbarländer ausgeführt 
wird. Dann gehen uns erstens die Rohstoffe verloren, 
die nicht in unbescht'änktem Maße zur Verfügung ste
hen, zweitens geht der Arbeitswert verloren und drit
tens ziehen wir uns selbst die Konkurrenz groß, die 
sich zum Nachteil der gesamten Bimsbaustoffwirt
schaft und damit ,zum Nachteil ,dei:- in der Bfansindu
strie beschäftigten Arbeitnehmer auswi:l."ken wird. 

Bei der Steuerung des Gesetzes müssen die wirt
schaftlichen Wirkungen in jedem Falle sorgsam abge
wägt werden. Deshalb meine Bi-tte, auch das Wieder
aufbauministerium bei dei:- zu erlassenden Durch
führungsverordnung einzuschalten. 

P rä s.i d e n t : 
Das Wort hat der Abgeordnete Schieder (KPD.). 

A b g. S c h i e d er : 

Meine Damen und Herren[ Die eben vom Herrn 
Staatssekretär Schmidt g,emachten Äußerungen treffen 
nicht .ganz zu. Es ist doch sehr wohl bekannt, daß die 
Schwcmmstein-HersteHung eine besonders schwere 
Arbeit ist. Für diese Arbeit bekommen Sie heute nicht 
überall die notwendigen Leute, vor allem deswegen 
nicht, weil die Schwe1nmsteinfirmen in bezug auf Be
zahlung alles andere als angenehme Arbeitgeber sind. 
Das ist eine der Hauptgründe mit dafür. Wir wollen 

----·--·------ -.. ,_ --
uns aber darüber klar sein, die Frage des Abbaues von 
Bims im Handbetrieb bringt für die Arbeiter keinerlei 
Benachteiligung, ganz gleichgültig, ob sie nun den Ab
bau ausführen, um den Bims als Rohbirns für den Ex
port zu gewinnen oder ob er irgendwie für die hiesige 
Schwemmstein-Industrie verwendet wird. Worum es 
aber in erster Linie bei dem Gesetz geht, das ist vol" 
allen Dingen der Grund, daß wir uns sagen, bei der 
Formulierung c;ler einzelnen Paragraphen, so wie es 
in der h4lutigen Aw,führnng vor uns liegt, ist das Ge
setz keine Oatantie, daß die Kreise des Wirtschaft s
ministeriums, die ja den ersten Entwurf uns präsen
tiert. haben, nicht wieder durch die Hintertüren, d.ie 
sie i.n diesem ,Gesetz drinnen haben - der K'()llege 
Dedenbach hat es .bestätigt - dasselbe durchführen, 
was Sie vorher geplant haben. Sind wir uns klar 
darüber: Ihnen, Herr Schmidt, wird der Name eines 
Het'l'o.. Picke! .aus Kruft <1uch kein Unbekannter seinJ 
.Dieser Hen, der , von 1933 bis 1936 die rechte Hand 
des. K.rc:isleiters Heiliger war, ist heute eine starke.> 
Stütze der CDU. im Kreise Mayen. Er ist der Haupt
initiator im Bimsverband, der sich unter allen Um
.slä.nd@ .. dur-chsetzt. Das hat er in letzter Zeit hunde\·t
täiug bewiesen. Deswegen wollen wir diesem Herrn 
~inen Riegel vorschieben. Deswegen können wir nicht 
d,u:lden, da(3 d~ese.n Leuten auf dem Umweg über da~ 
Wirtschaftsministerium Tür und Tor geöffnet wird. 

Zu dem Vorwurf des Herrn Kollegen Hermans 
möchte it;h .sagen: Gerade wir waren es doch, mein 
K,oUege Grle~beck hat gerade als erster im Ausschuß 
die ideale Lösung gefunden. Er hat den Artikel til 
angezogen un9, gesagt: Gut! Wenn schon eine Lösung, 
dru?,n solf . roari dµu übergehen, die gesamten Bims
vorkommen und auch die der Hersteller-Industr ie in 
Gemeineigentum zu überführen (Zuruf Abgeordneter 
Hermans: Irrtum, Herr Kollege Schieder, er woiltc 
nur die Industrie und Landwirtschaft anders gruppie
ren). 

P .r ä ~ l d e n l ; 

Bitte, keine Widerreden, der Kollege Schieder hat <las 
Wort! 

A b g. S c h i e d e r : 

Ich bin von meinem ,Kollegen Griesbeck und 
auch durch das Protokoll ander8 unterrichtet. Ich 
bin der Meinung, wenn man wirklich die beste 
Lösung finden will - ich erinnere daran. daß bei 
den Beratungen um die Verfassung man seinerzeit 
den Vorschlag gemacht hatte, auch die gesamte 
Bimsindustrie in Gemeineigentum zu überführen 
- dann müssen Sie das machen, und dann ist a l
len Teilen gcJ7.olfen. Allerdings nicht nur denjenigen 
Kreisen, die jetzt darum ringen, für sich allein den 
Rahm abzuschöpfen und daw sollte niema11ct <iie 
Hand reichen. 

Präsidenl: 

Das Wort hat Herr Staat;;sekretär Schmidt. 

Slaatssek1·clär S<;hm i dt : 

Ich warne davor, anzunehmen, daß die jetzige P1·0 ·

sperit.ät in der Bimsindus h·ie auf Lange Zeit als ge
sichert angenommen werden kann. Meine Herren von 
der KPD. In dem Augenblick, wo wir zu einer Ab
satzlqi~~ li:ommen, würden die im Neuwieder Becken 
bescliäftigten Bimsarbeiter es nicht verstehen, wenn in 
der gleichen Periode, wo sie arbeitslos auf der Straße 
stehen, der Rohbims abfließen würde. Dann würden 
die Al:"b!:itnehmcr, die daneben stehen, zu Mitteln grei-
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!en, die nicht vom Lande aus ~wünscht werden kün
nen. Deshalb halte ich eine vor'!orgliche Regelung im 
Interesse dieser Arbeiter rn, erforderlich. 

Präsident: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ab g. Dr. Zimmer (CDU.), wr Geschäftsordnung: 

Ich beantrage Schluß der Debatte, nachdem die 
Sachlage hinreichend geklärt ist. 

Präsident; 

Es ist Antrag au! Schluß der Debatte gestellt wor
den. Dagegen spricht keiner. Wir kommen zur Ab
stimmung. Wer !ür den Antrag auf Schluß del' De
batte ist, bitte ich, die Hand zu erheben. Das isl die 
Ubcrwicgendc Mehrheit. Der Antrag ist angenommen. 

Ich lasse abstimmen über den Änderungsantrag der 
DP., der SO<?ben von dem Herrn Abgeordneten Neu
meyer zu· § 4 verlesen wurde. Wer für diesen Andc
rungsantrag Ist, das Gesetz. bis 31. 12. 1949 zu befristen, 

· bitte ich, die rechte Hand zu erheben. Gegenprobe! Das 
ist die Uberwit:igende Mehrheit. Der Antrag ist abge
lehnt. 

Ich lasse' nunmehr in der zweiten Lesung über das 
Gesetz. abstimmen. Wer dem Gesetz. in z.weiteT Le
sung seine Zustimmung geben w:III, bitte ich, ,.lie 
rechte Hand zu erheben., Gegenprobe! Gegen !I Stim
men angenommen. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich rufe auf § 1, 2. 
3, 4, Einleitung und Überschrift. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Besprechung. 

Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustini
mung geben will, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 
Gegenprobe! Das Gesetz ist· angenommen mit allen 
gegen 6 Stimmen deT KPD. 

Wir kommen zu Punkt 30 der Tqesordnung: Erste 
Beratung eines Ur-Antrages der Fraktion der SPD., 
betr. Landesgesetz über die Bildung von Verbraucher
preisen (DruekS&che II/854), 

• 1 • 

Der Altestenrat schlägt Ihnen vor, das Gesetz ohne 
Aussprache dem Wirtscha!ts- und Verkehrs-Ausschuß 
zu überweisen. Widerspruch erhebt s'ich nicht. 

Wer dem Antrage des Altestenrates seine Zustim
mung geben w:111, bitte ich, die recllte Rand zu er
heben. 

Die Überweisung ist einstimmig gebilligt. 

Wir kommen jetzt zu Punkt 31 der Tagesordnung: 
Erste Beratung eines gemeinsamen Ur-Antrages de:i: 
Fraktionen der SPD. und CDU. betr. La.ndesgeseb 
flber .Änderuqen In der Sozlalverslcherunir (Anpas
sunpcesetz - Druclu1ache D/ 856). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Gesetzen1-
wud dem sozialpolitischen Ausschuß und dem Haus
halts- und Finanz.ausschuß ohne Aussprache zu· über
weisen. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will, 
bitte ich, die rechte Hand zu erheben. - Elin,stinyn!E 
angenommen. 

l. Vizepräsident Röh.le: 

Wir kommen nun zu Punkt 32 der Ta.a:e.sordnung: 
Antrag der Fraktionen der CDU., · SPD. und DP. betref -
fend Landesgesetz zur Xnderung des Landesgesetzes 

über die KreisfreiheU der Sta.dt Landau (D:i:ucksache 
Nr. II/8'13). 

Wer dem Gesetz. in erster L~ung seine Zustim
mung geben will, bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. Gegenprobe. • 

Angenommen gegen 6 Stimmen der Kommurtlsti
schen Partei. . 

Ich eröffne die zweite Beratung und rufe auf den 
Art. 1, 2, Einleitung und Oberschrift. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Herr Abgeordneter Feller (KPD.). 

A !, g. F e 11 e r : ... 
Ich darf vom Platz aus folgende Erklärung ab

geben: Wir haben damals dagegen ge6timmt, daß die 
Kreisfreiheit für Landau durchgeführt wird aus dem 
einfachen Grunde, well wir die Trennung Wld Zer
reißung für Stadt und Land verhindern wollten. 
Jetzt, nachdem Sie g~en unseren Willen die Kreis
freiheit• durchführen, wollen Sie Wahlen durch ein 
gemeinsames Abkommen der zwei bürgerlichen Par
teien und der SPD. vermeiden. Wir ,müssen natürlich 
auf die Durchführung der Wahlen bestehen, da wir 
keinen Grund haben, die Willensäußerung der Be
völkerun,g zu fürchten. (Heiterkeit!) 

1. Vizepräsident Röhle : 

Weitere Wortmeld~en liegen nicht vor. Ich schließe 
die Besprechung. Wer dem Gesetz in zweiter Lesung 
seine Zustiimmung geben will, bitte ich um Erhebung 
de1 rechten Hand. Gegenprobe. Angenommen in 
zweiter Lesung gegen 6 Stimmen der Kommunisti
schen Partei. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich mache darauf 
aufmerksam, daß eine verfassun~ändernde Mehrheit 
für dieses Gesetz. erforderlich ist. Ich rufe auf den 
Art. 1, 2, Einleitung und Überschrift. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung. Wer 
dem GEsetz in dritter Lesung seine Zustimmung geben 
will, bitte ich, sich vom Platz zu eTheben. 

Das Gesetz wurde angenommen mit allen Stimmen 
geg-en 6 Stimmen der Korrununistischen Parteo.. Die 
verfassungsmäßige Mehrheit ist damit erreicht wor-
den. · 

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: Dritte 
Beratung eines Landesgeseues liber Wiedergutma
chung nationalsozialistischen Un:i:echts im öffentlichen 
Dienst (Drucksache II/770/860/865). Wer ist Berichter
.statter? 

Abg. Hartmann (CDU.): 

Ich möchte ausdrücklich auf folgendes hinweisen: 
Das Gesetz ist dem Hauptauss.chuß überwiesen wor
den. Der Hauptausschuß ist abeT nicht einberu!en 
worden, sodaß über die Zurückvt'.!rweisung nicht bera-
ten werden konnte. ~ 

\ 
1. Vizepräsident Röhle: 

Wie soll die Weiterberatung dieses Punktc8 vor sich 
gehen? 

A b g. D r. Z im m e r (CDU): 

Ich halte die Weiterberatung nicht nur für möglich, 
sondern sogar !ür notwendig. 

Staatsminister Ste!fan: 

Meine Damen und Herren! Die Landesregierung hat 
den dringenden Wunsch, daß der Ausschuß sofort zu-
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samment.ritt, denn die Frage der Wiedergutmachung 
darf nicht noch einmal eine Ver-.ögerung erfahren. 
(Zurufe: Sehr richtig!) 

1. Vize prä s i den t H. ö n L e : • 

Sie haben den Wun;;ch der Landesregierung gehört. 
Nachdem auch die größte Fraktion des Hauses die Bc
ralung wüm::cht, treten wir in die Beratung ein. Ich 
eröffne die Besprechung und rufe auf die §§ 1 bis 26. 
Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort wird 
nicht gewünscht. Auch zur Einzelberatung wiTd das 
Wort nicht gewünscht. Wir kommen dann zur Ab
stimmung über die~s Gesetz in dritter Beratunp;. Wer 
dem Gesetz seine Zustimmung geben will, bitte ich, 
sich vom Platz zu erhe-ben. Ich danke. Ich stelle <lic 
einstimmige Annahme fest. 

Meine Damen und Herren! Es ist hier ein ll!ntscbli~
ßungsantra.g im Anschluß an diesen Tage.~ordm.ms,;~
punkt z~gcgangen. Die Entschließung lautet: , 

,,Der L;indtag wolle beschließen: 

Dei:' Landtag von Rheinland-Pfalz hat mit Ent
l'üstung von der Verurteilung des Kard.inal-Px·ima.-; 
von Ung'arn, tles Erzbilschaf,s M.indszenty, -durch ein 
,,Volksgericht" in Budapest Kenntnis genommen. 
Er nimmt diesen Fall zum Anlaß, folgendes zu er
klären: 

Di.e 50genannren „volksdarnokrat.i,schen'· -Methoden 
der Ju:o.tiz in Ungarn stellen eine flagrante Verletzung 
der c:lementarsten Mern;;chen- 'und Freiheitsrechte , 
dar und bewegen sich auf dernelben verbrecheri
schen Linie wie die KZ- und Gestapomethoden des 
Nazi-Regimes. Der Landtag von Rheinland-Piah: 
prote~tiert zusammen mit der gesamten zivilisicr
t'.=n Welt gegen die Unterdrückung der Gewissens
freiheit und der Menschenrechte durch eine tolali
täre Zwangsherrschaft. 

Er fordert im Namen der Menschlichkeit die Frei
lassung des Kardinals Mindszenty, des glcLc:hfalls 
wl:ikürlk'h · verhafteten protestantisclum Bischofa 
Ordasz und de'r anderen eingekerkerten iingarischen 
Vorkämpfer für Freiheit und Recht. 

Für die Fraktion der CDU.: gez. Dr. Zimmer 
Für dlie Fraktion der-SPD.: gez. E. Herteol 
Für die ,Frakbion der DP.: ge-z. Dr. Nowack" · 

Ich lasse auch darüber abstimmen. Wer diesem Enl
schließungsantrag zustimmen will, bitte ich um Er
hcbtmg der rechten Hand, Bit.te die Gegenprobe. 

Mit allen ~egen die Stimmen der Kommunisiischen 
Partei angenommen. (Beifallt) 

A b g. Fe 1 ! er (KPD.) zur Geschäftsordnung; 

Wir haben gestern den Entschließungsantrag, Dru.ck
::,;-ic:he Nr. TT/871 eingebracht. Er wurde gestern aul 
heute vertagt, im Zus~mmcnhang mit der Bexatung d8.-; 
Gesetze;; sollte er zur Abstimmung gebracht werden. 
Ich bitt~ den Herrn Präsidenten, die Abstimrnung .für 
das allgemeine Wiedergutmachungsgesetz nachzu
holen. 

1. Vizepräsident Röhle : 
Das Wort h<1t Herr StaatsminMer Steffan. 

Staatsminister Steff,an: 
Mejne Damen und Herren! Ich habe gestern di:lrauf 

hingewiesen, daß die Regierung ein Gesetz übet· die 
allgemeine Wiedergutmachung in Arbeit hat und es 
alsbald zur Vor!aia(e bringen wird. Sofort nach meiner 

Erklärung hat der Ha-r Juslizminbkr bereits dieses 
Gesetz in acht~cher Aus:fertligun,g verteilen lassen. so 
daß bestätigt wurde, was....-h als Vertreter der Landes 
regierung erklärt habe. Es bedurfte nicht des Hin
weiseis, nicht del' Anr~gung und auch nicht der Auf
J:oroerun:g ,der kommunistischen Fr,cl,,ktion. Das, was 
zu geschehen hat, um den Opfern des Faschismus zu 
helfen, ist längst ernsthaft von der Regierung aufg:e
faß(. und behandelt worden. Ich bitte deshalb über 
diesen Enl:<chlicßungrnntnig zur Tagesordnung i.iber
zugehe':: 

1. V i ~- e prä s i den 1 'R ii h I e : 

Sie haben den AnLmg des Herrn Innenministers ge
hürt. Er deckt sich mit dem, was bi::;het· der Landtag 
geindmam mit der Landesregierung getan hat. Wer 
dun Antr.:;g aur Übergang zur Tagesordnung zustim~ 
men will, bitte ich, die Hand hnchwheben. Die Gegen-
proh~ ·: · ... · · · 

Gegen H · Stimmen der KPD. ist so beschlossen. 

Pr:i si dt-nt : 

Meihc Damen und Herren! Wir kommen nunmehr 
zu Punkt 3 de, Tagesordnu.ng: Drucksache Nr. JI/8.51, 
Lanlie~ge~e,t~ über, die _Recht!>-stellung der vqn der poli
tischen Säuberung betroffenen Angehörigen des öffent
Iicheit"''.t>iertstes. {Siehe Drucksachen Il/769/821/847 /848/ 
862/872/1!91/892.) Wfrd das Wort zur Berichterstattn!lg 
gewiinscht? Da:, ist nicht der- Fall. 

A b g. Her man s (CDU.}, zur Geschäftsordnung: 

Die Druck5achc hat jetzt die Nummer 1I, 87Z. 

Präsident: 

Die Drucksuche hat jetzt in Neufassung die Nummer 
II/872. Diese Iicgt zur Beschll1ßfassung vor. 

Da:s Wort hat der Herr Staatsminis1er Steffan. 

St..a.:äfs'm.Ini'ster Steffan : 

HCJ.>.r Präsident, darf ich Sie bitten, meinem Vertre
ter, dem Oberregierungsrat Gurnbel ganz kurr: das 
Wort zu erteilen zu einer teclmisdwn Erläuterung, ~iE' 
wird die Abstimmung vereinfachen. 

Präsident: 

Das Wort hat Herr Oberregi(>rung:,;rat · Gumbd al:,; 
Vertreter d<'s H<.>r-rn Minüit<:"rs. 

Oberi-egirrungsrat Gum b el: 
l\foinC' Di:lmen und Herren! Das Ministe1·lum b ittc1. 

.ius redaktloncllen Grtlnden um einige kleine Ancte
rungen an der D1·ucksache II/872: 

1. Im § 2 'ist das Wort: ,,neue" r.u streichen. Es heißt 
„hat keinen Anspruch auf Übertragung eim'r neuen 
Steile". Das Wort ,,neue" üit überflüssig und vielleicht 
sogar sinnentstellend, denn im Augenblick hat de·r 
Bt>amte keine Stt'lle. 

·2. Das Ministerium bittet weiterhin, in den §§ 3 Ab~. 
(1), ·1 Abs. (l), 13 Abs. (2) und 20 Abs. (1) die Worte 
„im Sinne des § 1" w sh'l'iclwn. Der § 1 umschreibt 
den ·Kreis der Personen. die un1er dieses Gesetz fallen . 
Es gibt keine anderen Beamten, die darunte-r verstan
den weroen könnten, so daß der Zusatz i-n den genann
ten Bestimmung,:m „im Sinne des § l '' eine Belastung 
<loo Ge9etres ist und ·zweckmäßLgerwerse en~femt 'Wird, 
zumal an anderen Stellen dieser Zusat7. nicht vorhan
den il-t. -
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3. In der gestri&en Ausschußsitzun~ isl im § 12 
Abs. (1) der $atz: ,.Er spricht auch die Entlassung nach 
§ 10 au:s" hinzugefügt worden. Dieser Zusatz deckt 
sich nicht ganz ~it dem § 10 Abs. (1). .I)enn es heißt 
dort: ,,Ein Beamter, der nicht .... usw. gilt als 
entlassen." Nach § 1i wäre der Ausspruch der Ent-

Jassung ein konstituierender Akt, während die Ent
lassung nach § 10 sofort elntriti. Das Ministerium 
schlägt vor, in § 10 zu sagen: ,.i s· t zu e:nUassen". Dann 
kann der Zusatz in § 12 stehen bleiben. 

' . 

Noch einige Bedenken i:u § 15: Da.s Ministerlum bit
tet hinter dem Wort ;,Hinterbliebenenversorgung" ein
zufügen: ,.nach diesem Gesetz", damit klargestellt wird, 
daß die Hlnterbllebenenversorgung sich nach den Vor
schrirten dieses Gesetzes und nicht nach etwaigen an
deren Vorschriften 'richten soll. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Sie ·haben die Ände
rungsvorschläge des Ministeriums gehört. Das Worl 
hat Abgeordneter Hcrtel (SPD.). 

A b g. He rt e 1 : 

Nach monatelangen Verhandlungen ist der Landtag 
vor die Aufgabe gestellt, über dieses Gesetz zu ent
scheiden. Diese Tatsache zwingt mich, festzustellen , 
daß die von dem Gesetz behandelten Per.sonen schließ
lich selbst die Schu\d d11,ran haben, daß so ein ~etz' 
\"tbcrhaupt notwendig ist, ein Gesetz, das rUckliegendc 
Generationen in ihren Parlamenten nie zu · behandeln 
hatten. Bei den· gestrigen Beratungen des Hauptau~
schu·sscs sind eine ganze Reihe von Anträge meiner 
Partei mit einer ganz schwachen Mc:hrheit abgelehnt 
worden. lch habe ge.stern bei·eits AnlaQ genommen, 
darauf hin.mweisen, daß diese 'im letzten Augenblick 
vor sich gegangene Anderung des Gesetzes es unserer 
Fraktion nicht möglich macht, dem Gesetz 'in der 
neuen Fassung zuzustf.minen, Wir wanden uns dageg~n, 
daß die Pensionen nach Erreichung des 60. Lebens„ 
jahrcs anstelle von 60% der . crdienten Pension, die 
man wochenlang in allen Verh,;ü1dlungen als richtig 
und auSTclchend betrachtet hat, jetzt auf 70% herauf
gesetzt werd;en. Es ist aÜch übersehen worden, daß da:, 
durch der groteske Zu.stand entateht, daß diejenigen, 
die vorübergehend in einer degradtertep Beschäftigung 
wieder hereingenommen werden, bei 60% stehen .blei-

-lben und der andere, der zufällig gerade 60 Jahre alt 
war und deshalb den Anschluß an die Pensionierung 
finden konnte, in d!=)n Genuß von 70% d.ei- Pension 
kommt. Ferner ist darauf hinzuweisen. daß man sich 
im ganzen Gesetz lediglich mit Beamten beschäftigt 
hat, aber auf die Sicherstellung gewisser Rechte der 
sogenannten ständigen "Arbeiter und Angestenten-·so 
gut wie gnrnfcht eingegangen ist (sehr gut). Es hätte 
zum mindesten zuq,. Au,sdxuck kommen müssen, daß 
etne Sicherung und Aufrechterhaltung der Sozial
verslcherun:gsrechte, die diesen zustehen, irgendwo ge
gebep. ist. Es wird auch im Gesetz vermtßt, daß in sei
ner gegenwärtigen Fassung nirgends &rauf Bezug ge
nommen 1st, daß bei :Widerruf eines Beamtenverhält
n!.sses nach dem bis jetzt noch geltenden Beamtenrecht 
gewisse Verpflichtungen bestehen. ' 

Wir schlagen deshalb vor, daß bei der künfügen 
Ausschußberatung im Anschluß an §' 6 beige.fügt wird, 
daß irgendwelche Ansprüche· auf Grund bestehenden 
Beamtenrechtes aus einem Widerruf des Beamten
verhälq)isses nicht abgeleitet werden können. Wir ste
llen voi;- der Situa:tfon, daß das Gesetz wohl der Mehr
heit diese$ Hauses entsprkht.· Diese Mehrheit im 
Hauptauschuß ist gestern · auch zutage getreten. . ... 

. "·;: " ; . .,., :,, 1 • 

----r------------·---------

Im Namen· unserer Fraktion habe ich lediglich ~u 
erklären, daß die gestern gefaßten Beschlüsse und Ab
änderungen des .Gesetze:. die Annahme de~lben für 
uns n,icht möglich machen. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete S<:hiedcr (KPD.). 

A b g_ S c h i e d e r : 

Meine Damen und Herren! Wenn man davon ab
sieht, daß in der Aera der Zwangsbcwirtscha[tung 
unsere die Ministerien für Wirtscha(t und Ernährung 
nebst den ihnen· nachgeordneten Landes-, Bezirks-, 
Kreis- und Gemeinde-Wirtschafts- und Ernährungs
ämtern an der Spitze der pap!erverbrauchenden Ver
waltungsorgane marschierten, so war es auf dem an
deren Sektor die Entbräunungsmaschincrie, die durch 
die Flut der, Fragebogen nicht nur den höchsten Pa
pierv.erbrauch hatte, sondern auch beachtliche Mengen 
von Tinte zum Fließen brachte. Wer wundert sich 
dann noch, wenn die jetzt eingeleitete Aktion zur of
fiziellen Zurückführung der leider so arg verführten 
Schäflein auf ihre nach Recht und Herkunft treu er
dien:ten Posten auch in gesetzgeberischer Hinsicht auf 
der gleichen Ebene liegt. Es sind nur 11 oder 12 Land
tagsdrucksachen, die sich mit dieser schönen. aber ach 
so schweren Aufgabe beschä!tigen. So reiht sich das 
eine würdig an das andere. 

V"or Ihnen, meine Damen und Herren, liegt nun die
ses Produkt so vieler schwcr~·r und langanhaltender 
Debatten. 0Schoi;i die geschmackvoll aufgemachte Über
schrift hat jeden Stein eventuellen Anstoßes vorsorg-

. lieh aus dem Weg geräumt. Dem dezent arbcitend~n 
Regisseur ist das Lob aller tiefempfindlich Betroffe
nen auszusprechen. In Ermangelung eines verdien
ten Hosenband-Ordens ist ihm einstweilen der Dank 
des Vaterlandes gewiß. Aber nicht nur wegen der Ge
setzesüberschrift, meine Damen und Herren (Zuruf Ab
geordneter BU$chmann (KPD.): Hermans - Arbeit!), 
sondern auch seinem Inhalt nach muß das gesagt wer
den. Vor allem wird es ein ganz bestimmter Kreis 
sein, der auch ansonsten nicht von sich behaupkn 
kaI?,n, daß ihm nicht die gebührende AuCmerksamkeit 
geschenkt würde, wenigstens nicht in Rheinland-Pfalz. 
Man könnte überh~upt meinen, das Ländchen würde 
nur von Beamten bevölkert. Wie oft ist doch ·die Rede 
von dieser Kategorie von Menschen in den Papieren 
und Drucksad.en dieses Forums. So auch hierr Ja, 
es gibt sogar eine neue Beamtenklasse: die „Warte- ' 
ständler". Es ist also gar kcine Frage mehr, worauf 
diese Leute warten. Selbstverständlich auf Wiedcc
verwendung im Dienst. Niemand weiß zwar bis jetzt, 
wieviele es sehn werden, die da w,arten, und keine Be
hörde ist in der Lage genau zu sagen, welche Sum
men insgesamt für die also Wartenden aufgewandt 
werden müssen. Man spricht von 5 bis 6 Millionen 
beim Staat allein (Zuruf . Abgeordneter Buschmann 
(KPD.): Kleinigkeit!) und ist der Auffassung, daß e-s 
bei den anderen Körperschaften noch etwas viel mehr 
sein wird. Man gibt seiner Überzeugung Au.sdruck, 
daß an der Rechtmäßigkeit der bereits in verschieden
sten Klagen erhobenen Ansprüche nicht z.u rütteln und 
an der Bejahung des Geforderten nicht vorbei zu 

. kommen sei. Das aber angesichts des seit einigen Wo
chen eingesetzten Reform- und Spar-Ausschusses. 
Jenes Ausschusses, der möglichst bald und möglichst 
viele brauchbare Vorschläge zur Verminderung des bis 
jetzt schon vorhandenen Verwaltungsapparates dem 
Hause und der ]:?egienmg unterbreiten soll. Es scheint 
daher eine solche zwiespältige Aufgabenstellung nicht 
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nur paradox, sondern sie ist es tatsächlich. Meine 
Fraktion und i-ch, der ich meine Fraktion in diesem Aus
schuß vertrete, werden au,s diesem Widersinn entspre
chende Konsequenzen ziehen. 

Kommen wir aber zu den Ursachen, zu den eigent
lichen Motiven der Gesetzesinitiative. Worum geht es 
eigentlich"! Man sagt im Ausschuß so schön, wir wol
len mit offenen Karten spielen. Das ist sehr lobens
wert, eigentlich aber auch überflüssig (Zuruf Abge
ordneter Feller {KPD.): Nicht falsch mischen). Mir 
scheint es doch nur eine platonische Erklärung zu sein. 
Meine Part,ei ist bekannt dafür, daß sie sich bemüht, 
die Dinge frei und offen zu behandeln und das Kind 
beim rechten Namen zu nennen. (Zuruf Abgeordneter 
Jacobs (SPD.): Hierl) Wir behandeln dieses Thema 
überall, darauf können Sie s.i.ch verlassen tind so wol
len wir es auch hier bei diesem „Beamtengesetz" hal
ten. Was also ist des Pudels Kern? Soll den Kleinen, 
die man hängte, Gerechtigkeit widerfahren oder wer
den die Großen, die bisher schon so gnädig behana.elt 
wurden, endlich kaltgestellt? Ich glaube nichts von 
beiden. In dieser Hinsicht hat eine Zeitung dieser 
Tage sehr offen diese Dinge behandelt, und ich muß 
sagen, ziemlich richtig getroffen. Ich unterstreiche das, 
was man hier schreibt in bezug auf diesen Gesetz
entwurf, daß er zweifellos eine Ergänzung der Landes
verordnung über die politische Säuberung sein soll. 
Man schreibt noch dazu, als solche sollte der Gesetz
entwurf dann auch firmiert werden. Auch das unter
streic:hE· ich. Im übrigen ist es aber gerade unsinnig, 
daß dieses neue Sonderrecht in wesentlichen Teilen 
nur für noch nicht wiederbeS(:häftigte Pg's gelten soll, 
während doch die obersten und schlirrunsten unter ih
nen vielfach schon .seit langem als unentbehrliche 
Kräfte wieder untergeschlüpft sind. Das ist auch let1.
ten Endes einer der Beweggründe für diesen Gesetz
entwurf. Wir sehen es ja, ein bestimmter Passus die
ses Gesetzes soll diesen Zustand legalisieren. Ich denke 
daran in wievielfältiger Form auch dieser Umstand 
für uruser Land zutrifft. Es gibt eine ganze Reihe von 
Leuten, die dabei anzuführen wären. Sie kennen sie 
alle bereits, sie sind ja auch in diesem Hause h ier 
schon alle behandelt worden. Wir ersparen es uns, 
nochmals namentlich diese Leute aufzuzählen. 

Nun, meine Damen und Herren! Wir sind der Mei
nung, wenn man wirklich etwas tun will, so hätte man 
es schon längst tun können, und der Kollege Hertel 
hat schon hingewiesen auf die Diskussion, die sich 
gestern im Aus·scbltlß ergab. Es war der Ab.geordnete 
Kollege Wagner, der die Entnazifizierung als eine Ka
tastrophe bezeichnet hat. (Sehr richtig!). Und ich bin 
auch in dieser Hinsicht mit ihm einer Meinung. Aper 
wir müssen uns dabei die Frage vorlegen, wer trägt 
die Verantwortung dafür? Das ist die ents<;:heidende 
Frage! (Zuruf Abgeordneter Jahn (CDU.): Wer trägt , 
sie?) 

Ich trage sie nicht, darauf können Sie sich verlas
sen. (Zuruf Abgeordneter Jahn (CDU.): Aber dann 
sag,en Sie es!) 

Meine Partei hat die Konsequenzen gezogen, als es 
darauf ankam. So haben wir es auch hier in diesem 
Hause gehalten. Meine Damen und Herren! Wenn 
man nicht den Mut hat, an die Großen heran-zugehen, 
kann man nichts den Kleinen anhängen. Und dieses Ge
setz? Sehen wir es uns im Inhalt an! Es beschäftigt 
~ich gerade in 2 Paragraphen mit det· großen Masse 
der Kleinen, den Angestellten und Arbeitern. Ganz 
kurz ist man darüber hinweggegangen. Aber bei cj.en 
Beamten - nein, ich muß sagen, ein fast unvorstcll-

barer Komplex von Gesetzesdingen hat sich da vor 
uns aufgetan. Es gehört schon wirklich ein jahre
langes Studium dazu, um alle diese Feinheiten und 
Raffinessen begreifen zu können. Wäre es nicht an 
der ~eit, daß in dieser I:finsicht eine Änderung getrof
fen wird? Lch bin allerdings nicht davon überzeU"gt, 
daß dieses Haus dazu die Kraft hat. Aber Sie werden es 
erleben. Auch von denjenigen Kräften und Mächten, 
welche sie schon wollen, gibt es eine neue Entschei
dung. Ich erinnere an die von der amerikanischen · 
und englischen Militärregierung vollzogenen Maßnah
men über das Beamtenrecht. Vielleicht wird es auch 
bei uns eine entsprechende Auswirkung haben {Zuruf: 
Stellon Sie den Antrag!), Man spricht in unserem 
~setzentwurf von den Renten, von den - S(:hon wie
der ein neuer Begriff - Unterhaltsbeiträgen. So nennt 
man es anstelle von Pensionen und Ruhegehältern . 
Ich möchte das, was der Kollege Hertel hier bereits 
ausgeführt hat> nicht nochmals wiederholen. Wir ver
treten den gleichen Standpunkt und sind auch vorher 
schon in den Ausschüssen dieser Meinung gewesen. 
Angesichts der Tatsache, daß in diesem Hause auch 
wahn;cheinlich schon in nächster Zukunft . Verhand
lungen geführt werden müssen, um eine allgemeine 
Erhöhung der Rentensätze in der Invaliden- und Ange
stelltenversicherung z1.t gewährleisten, ist eine solche 
Maßnahme. wie sie das Gesetz vorschlägt, schlechter-
5lings untragbar. Auch dann, wenn man hier davon 
schreibt, daß Nebeneinkommen angerechnet werden 
solhm. Wie unkontrollierbar diese Dinge sind, meine 
i.).;m~n und Herren, ich glaube, darüber werden Sie 
sich alle im klaren sein. Ich bin auch au.f Grund eines 
bestimmten Vorganges in der Lage, zu zeigen, in wel
chem Ausmaß sich nicht nur allein diejenigen Hel:"'r
schaften, die ·das betrifft, durch Nebeneinnahmen ent
sprechend fundiCTCn. Es betrifft ·gerade diejenigen, 
die heute noch oder S<:hon wieder im Amt sind. Auch 
dort sind es die gleichen Herrschaften. Ich bin im Be
sitz einer Briefkopie, von der ich weiß, daß darüoer 
die Regierung informiert sc.in muß. Sie ist wirklich in 
dieser Hinsicht sehr interessant. Ein Oberregie
rungs- und l\k'<iizinalrat un~res Landes hat es in die
ser Hinsicht wirklich gut Ve'l'Standen, seine amtliche 
Tätigkeit anderweitig auszunützen. Wenn ·hier in die-· 
s<:-rn Brief ge,;chrieben wird, daß abgesehen von dieser 
obgenunnten Pri)fe;,,sion dem Oberregierungs- und Me
dizinalrat. Dr. Sowieso monatlich ein Betrag zur Dek
kung von Reisekosten für Benzin, Öl, Reifen usw. in• 
Höhe von 1001l,- TIM gezahlt werden muß", so zeigt 
uie., dxll, wie notwendig es ist, da'ß wir endlich dazu 
ühcrgehen, eint' wirkliche Bereinigung durchzuführen 
und vur allein in der Spitze, nicht nur an den Glie
dern. Dann werden wir endlich imstande ·sein, das 
völlige Unverständnis der Bevölkerung unseres Lan
des au.fzuklären. Solange wir es bei den gegenwärti
gen Verhältnissen belassen, wird es nicht dazu kom
men können. 

Meine Paxtei ist der Meinung, daß man heute in die
ser Situation, in die das Land nach der Währungs
reform geraten ist, nicht imstande ist, einem derarti
gen Gesetzentwurf zuzustimmen. Wir fordern, daß die 
Regierung dieses Gesetz zurücknimmt und daß sie 
endlich daran geht. eine wirkliche Bereinigung durch
zuführen, daß man den Kleinen eine Chance gibt, aber 
die Großen endlich einmal faßt. 

Präsident : 

Das Worl. hat dei· Abgeordnete Hartmann (CDU.). 
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A b g, H a r t m a n n : 

Meine· Damen und Herren! Zuerst möchte' ich fol
gendes sagen: Nach mir wird mein Kollege Hermans ... 
das gewi~rmaßen berücksichtigen, was von dem 
Sprecher der SPD., dem Kollegen Hertel gewiinscht 
worden ist bezüglich einiger kleiner Verbesserungen 
am vorliegenden Gesetzentwurf. 

Meine Damen und Herren! Bereits in der vorigen 
Landtagssitzung im Januar, als dieses Gesetz zur· zwei
ten Beratung anstand, entspann sich hier die Debatte 
darüber, ob dieses Gesetz so, wie es damals vorlag, 
notwendig sei oder nicht. Ich möchte den Vorrednem 
in erster Linie das, was auch in den Ausschüssen im
mer wieder von uns betont worden ist, auch hier noch 
einmal sagen. Sie müssen die Materie von zwei Seiten 
betrachten und abwägen, ob das, was jetzt in dem Ge
setz ~inen Niederschlag gefunden hat, nicht das li:lel
nere "übel ist gegenüber dem Zustand, wie er heute, 
d. h. ohne Gesetz besteht. Vor mir Hegt e1ne Zeit
schrift, wo ein Spezialist auf dem Gebiete des Beam
tenrechtes zu .folgenden Feststellungen kommt; Der 
Beamte, der das Säuberungsverfahren hinter sich hal, 
hat .folgende Ansprüche: 
1. Anspruch au! Wiedereinstellung, 
2. Anspruch auf Nachzahlung von Dienstbezügen für 

die Zelt von der Entlassung bis zur Rechtskraft der 
Spruchkammerentscheidung, . . 

3. Anspruch auf laufende Dienstbezüie vom Zeitpunkt 
der Stellung des Wiedereinstellungsantrags ab, ge
mindert um den Betrae: des Einkommens aus einer 
anderen Beschäftigung, · 

-4. Anspruch auf Versorgung nach Eintritt ·der allge
meinen Voraussetzungen. 

Wir können feststellen, daß nach d~r derzeitigen 
Rechtslage, wenn ein Beamter das Gericht anruft, 
wahrscheinlich durch "GeTichtsentscheide heute ähnlich 
lautende Urteile erwirkt wÜrden. Das ist die eine 
Seite. (Zuruf Abgeordneter Hertel (SPD): Das ist efn 
Pr(Hste!n für die Justi7;!} 

Absolut nicht, Herr Kollege Hertel, denn der Richter 
muß sich nach den Gesetzen bei der Rechtssprechung 
halten. Er kann keine Gesetze biegen oder ändern. 
(.Zurut KPD.; Wie der Herr, so's Gescherrl - Abgeord
neter Hertel (SPD.): Die haben die Geset:i:e schon oft 
gebogen!) · 

Weiterhin ist im Januar festgestellt worden, daß ge
rade das Land' im Interesse von sie!\ selbst, der Ge
meinden, der Gemeindeverbände und aller Körper
schaften des öffentlichen Rechts das größte Interesse 
daran hat, daß dieses Gesetz endlich Rechtskraft er
langt, damit alle diese unnötigen Streitereien auf
hören. 

Au! dei· anderen Seite sagt man aber heute; Man 
kann dem Gesc~ nicht zustimmen, weil es gewisser
maßen dem noch nicht im Dienst befindlichen Beam te.o 
zuviel gibt. Sie sehen, wenn da von einem Sprecher 
die ,,Rheinzeitung" mit ihrem bekannten Artikel zi
tle1:1t wird, worin gesagt .ist, dieses Gesetz wäre die 
Fortsetizun.g der Säuberung, welclle Auswirkungen die
ses hat. Sehen wir uns die Säuberung an, was seit 1945 
auf diesem Gebiet geechehen ~t und welche Berufs
stände davon betroffen wurden, so möchte icll sagen ir, 
erster Linie das Bea-mtentum Kein Stand ist so drang-

. saliert worden bezü..,"1.lch der Säuberung wie der Be
amten.sta.nd. (Zuruf Abgeordneter Bögler (SPD.): 
Und wir 1933?) Aber doch nicht von den Beamten, 
Herr Kollege Bögler! (Zuruf Abgeordneter Bögler: Die 
waren aber Schuld daran!) Wir wollen uns darüber 
nicht unterhalten. kh möchte folgendes sagen: Für 

meine Partei überwiegt in erster Lin.ie auch bei der 
Verabschiedung dieses Gesetzes das allgemeine Inter
esse. Bei verniln!tiger Abwägung dessen, was ich 
Ihnen vortrug von den derzeitigen Rechtsverhält
nissen, und was im Januar bereits vorgetragen wurde 
und von dem, was jetzt im Gesetzentwurf vorge
schlagen ist, muß jeder Kenner der Verhältnisse sa
gen: Es ist schon sehr weit, was man im Gesetz ver
ankert. Aber bei der derzeitigen Finanzlage des Lan
des ist es unmöglich, weiter zu gehen. Die von dem 
Herrn Kollegen Schieder genannten Zahlen sind abso
lut unrichtig. Ich ·bin überzeugt, daß es noch u,i.cht 
der 6. Teil der genannten Zahl ausmachen wird. Wir 
werden nach einigen Monaten über die Auswirkungen 
dieses Gesetzes uns eirnlffial in 'einem Ausschuß von der 
Regierung Bericht erstatten lassen, um ev. Ergänzun
gen und Verbesserungen anzubringen. Wir können aber 
unmög!iqi den jet2'ligen Zustand bestehen lassen und 
das Gesetz nochmals an einen Ausschuß zurückverwei
sen. Wir müssen, ob wir wollen oder nicht, mit dieser 
Materie zum Abschluß kommen. Aus diesem Grunde 
erkläre ich für die Fraktion der CDU., daß sie dem Ge
setzentwurf mit den noch einzubringenden kleinen Ab
änderungen ihfc Zustimmung geben wird. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Hermans (CDU.). 

Ab g. H er m a n s ; 

Meine Damen und Herren! Ich muß sagen, daß die 
Erklärung, die Herr Kollege Hertel für sich und selne 
Fraktion abgegeben hat, mich, ich möchte fast erklä
ren, persöMch betroffen hat, und zwar deshalb, weil 
ich bis zu diesem Augenblick aufgrund der Verhand
lungen, die sowohl im Rechtsausschuß als auch im 
Hauptausschuß geführt worden sind, der Meinung ge
wesen bin, gerade mit dem Kollegen Hertel in allen 
grundlegenden Fragen eine völlige oder fast völlige 
Einigkeit gehabt · und, soweit sie ursprünglich nicht 
bestand, ,hergestellt zu haben. 

(Zuoruf Abgeordneter Hertel (SPD.); Trotzdem ge
stem die grundlegenden Neuanträge!) 

•Herr Kollege Hertel, ich möchte meine Ausführun
gen darauf beschränken, den Versuch zu machen, hier 
klarzulegen, daß es sich nicht um grundlegende Ände
rungen handelt. Sie haben als solche grundlegende 
Änderungen hervorgehoben, daß im § 14 der Ruhe
gehaltssatz von bisher 60 v. H. der erdienten Versor
gungsbezüge auf 70 v. H. erhöht worden sei. Herr 
Kollege Hertel, Sie wissen genau, daß wir uns über 
diese Frage sehr lange und sehr gründlich unterhalten 
haben und daß der Anstoß zu der gestrigen neuen 
Überlegung die Erklärungen gewesen sind, die der 
Herr Landeskomrn'issar, der Herr Minister für Ge
sundheit und Wohlfahrt, mit Rücksicht vor allem auf 
die zu erwartenden Verhältnisse der Hinterbliebenen 
der Beamten . der unteren Dienstgrade gemacht hat. 

Wir waren -doch, ich glaube alle, sehr beeindruckt 
davon, als hier an Hand von Zahlen einmal vorgezeich
net wurde, mit welchen unterhalb dieses Wohl!ahrts
S?,.tzes liegenden BetTägen bei Bestehenbleiben des 
60 v. H.-Satzes derartige Hinterbliebenen, gerade der 
unteren Beamtenränge, :zu rechnen hätten. Wir haben 
ja nicht etwa das Gesetz, wie es bisher, ich sage noch 
einmal in Übereinstimmung zwischen uns beraten war, 
an diesem Punkt einfach durch eine Verbesserung der 
Ruhegehälter um 10% geändert, sondern wir haben 
eine sehr wesentliche Verschlechterung andererseits 
an d ieser Stelle in Kauf genommen. Während es näm
lich bisher in diesem Paragraphen 14 Abs. (1) hieß, 
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daß das Ruhegehalt bis zum 50. Lebensjahr des Beam
ten nicht mehr als 160 DM monatlich betragen darf. 
haben wir .gestern beschlossen, diese Altersgrenze um 
10 Jahre auf das 60. Lebensjahr hinaufzurücken, sodaß 
jetzt wirklich nur die im Durchschnitt in ihrer Ar
beitsfähigkeit wesentlich geminderten alten Beamten, 
soweit sie unter den heutigen allgemeinen Lebens
bedingungen dieses 'Alter überhaupt erreichen, in den 
Genuß de,r 10%igen Erhöhung kommen. In einem, 
Herr Kollege Hertel, gebe ich Ihnert allerdings völlig 
recht: Els :i.st Ul'll5 .gestern dabei insov.,,ei.t ein ibedauer
lich-s Versehen unterlaufen, als wir im Abs. (2) der 
gleichen Bestimmung den Beamten, die wir wieder
beschäftigen, ein geringeres Ruhegehalt zugesichert 
haben. (Zuruf Abgeordneter Hertel (SPD.): Für die 
Faulenzer!) Ich möchte hier wirklich die Bitte an Sie, 
Herr Kollege Hertel, richten, ob an diesem Punkt 
nicht eine Einigkeit hergestellt werden kö~nte, daß 
wir auch hier einheitltch den gestern, wie ich sagte, 
aufgrund von bekanntgegebenen Zahlenbeispielen an·· 
genommenen Satz von 70 v. H. einführen. 

Sie haben dann, ·Herr Kollege · Hertel, sich darüber 
beklagt, daß die Regelung des Gesetzes bezüglich der 
Angestellten und Arbeiter so wichtig sei und daß ins
besondere bestimmte beamtenähnliche Anstellungs
verhältnisse keine genügende Berücksichtigung ge~un
den hätten. Wir beide, Herr Kollege Hertel, wir brau
chen uns nicht um die Priorität zu streiten, weil wir. 
ich glaube, gleichzeitig, im Ausschuß den Wunsch 
nach einer -derartigen Regelung· ausgesprochen ha
ben';""nnd ich glaube in Ihrem Sinne gehandelt zu ha
ben, wenn ich gestern abend, nachdem nun die letzte 
Drucksache, die bisher in die Hand gegeben wurde, 
verteilt war, mich hingesetzt habe, um noch einmal 
die §§ 21 und 22 einer .Prüfung zu unterziehen. Ich 
möchte Ihnen dazu jetzt folgende Vorschläge machen, 
den § 21 wie folgt zu fassen : 

„Auf Angestellte und Arbeiter, denen gemäß ihren 
Dienstverträgen Versorgungsbezüge wie einem Beam
ten zustehen, finden die Vors-chriften des 2. Abschnit
tes" - also sämtliche Vorschriften, die auch für die Be
amten gelten - .,auf die sonstigen Arbeiter und· Ange
stellten die Vorschriften über Entlassung und Wiedev./ 
verwendung sinngemäß Anwendung." 

Ich würde Sie weiter bitten, dem § 22 folgenden· 
neuen Abs. (4) anzufügen: 

„Unkündbare Dienstverträge enden im Falle der 
Nichtwiederverwendung 2 Jahre nach Inkraftsetzen 
dieses Gesetzes, jedoch nicht vor Ablauf von 2 Jah
ren nach Rechtskraft der Säuberungsentscheidung. Für 
diese Zeit ist Unterhaltsbeitrag gemäß Abs. (3)" - also 
im Rahmen des Gesetzes - ,,zu zahlen. Ffrr die spätere 
Zeit kann · ein jederzeit widerruflicher Zuschuß zur 
Aufrechterhaltung der Anwartschaft bei der Sozial
versicherung gewährt werden." 

Ich glaube, wenn diese Formulierung in dem Zeit
drang der gestrigen Ausschußberatung hätte gefunden 
werden ·können, dann würden wir über 'liie Frage der 
gleichmäßigen Berücksichtigung der sozial Schwachen 
uns heute nicht mehr zu unterhalten haben,. Das sind 
also die beiden Änderungen, die ich Ihnen im wesent
lichen vorzuschlagen hätte. 

Ich möchte· Ihnen dann zum § 20, der ebenfalls 
gestern Gegenstand langer\Erörterungen, und was ich 
sehr bedauert habe, einer Abstimmung geworden ist, 
folgende Änderung der Fassung, nicht des Inhalts, 
vorschlagen:· 

„Abs. (1): Die Vorschriften der §§ 9 und 12 gelten 
auch für die bereits im Dienst befindlichen Beamten, 

solange sie nicht seit dem ;Beginn der Besetzung durch 
eine dazu berechtigte Dienststelle im Gebiet . des Lan
des Rheinland-Pfalz ausdrücklich in das Beamten-

, verhältnis auf Lebenszeit oder auf Zeit übernommen 
sind." 

Dann ist die Frage des „Werdens" erledigt und 
durch die Bezeichnung des „solange" ausdrücklich die 
Bezugnahme auf die Bewährungsfrist in den vorh~r
gehenden Bestimmungen wiedergegeben. Ich glaube, 
Herr Kollege Hertel, wenn Sie unter diesen Umstän
den sich noch einmal vergegenwärtigen, daß · wir 
augenblicklich hinsichtlich der Gesamtverhältnisse der 
früher einmal mit dem Nationalsozialismus in Berüh
rung gekommenen Beamtenschaft vor einer ganz un
geklärten Lage stehen (Zuruf Abgeordneter s ·chmidt: 
Das ist vorsichtig ausged.ü.ckt!), was i~ übrigen nicht 
unsere Schuld ist, Herr Kollege Schmidt. Wir müssen 
hier ausräumen, was zum Teil gegen den wohlgemein
ten und immer 'wiederholten Rat der Deutschen die 
ja ihre eigenen Verhältnisse gut kannten, an der 'Ent
nazifiziertmgsgcsetzgebung in allen Zonen falsch ge
macht worden ist. Ich möchte hier hervorheben, daß 
der eigentliche Anlaß zu diesei:n Gese~ gerade der ge
wesen ist, daß wir jetzt die schmählichen Folgen des 
plötzlichen Dammbruehs der Bereinigung nicht so sehr 
in unserer Zone, sondern in einer bestimmten Nach
barzone erleben, wo man Leute,, _die man hier ohne 
weiteres heute noch als Mitläufer einstuft, plötzlich 
als entlastet erklärt. Das ist der Anlaß gewesen, 
Überlegungen über eine gesetzliche Regelung anw
stellen. Wenn Sie sich das vergegenwärtigen, glaube 
ich, müssen Sie mit uns zu dem Ergebnis kommen: 
.,Es ist so, wie die Dinge sich einmal entwickelt. ha
ben, auch beim besten Willen nicht möglidl, ein~ 
Ideallösung, eine Patentlösung, jetzt das Ei des Ko
lumbus, auf dem Gebiet der Bereinigung zu finden, 
nachdem soviel verwirtschaftet und soviel kostbare 
Zeit auf falschen Bahnen vertan worden ist. Aber es 
ist immer noch besser, eine nicht vollkommene Ord
nung an die Stelle eines vollkommenen Chaos zu set
zen. Diese Überlegung hat meine Partei veranlaßt, 
trotz der sehr erheblichen Bedenken, die, sagen wir 
einmal ganz ruhig, die man auch vom Rechtsgefühl 
gegen den nachträglichen erneuten Eingriff in ergan
gene Entscheidungen erheben könnte, dieser Regelung 
zuzustimmen. Ich glaube, es liegt wirklich in unser
aller Interesse und im Interesse unseres Landes, daß 
wir dieses Gebiet einmal mit Mut und mit einiger 
Selbstüberwindupg betreten. Würde sich zeigen, daß 
auch diese Maßnahme nicht den gewünschten ·Erfolg 
hat, dann müßten wir allerdings in sehr ernste Über
legungen darüber eintreten, wie wir n~h der gestern 
erfolgten Änderung der Verfassung in der zur Verfü- · 
gung stehenden Zeit zu einer noch besseren Regelung 
kommen können. Aber das glaube ich, können wir 
der Zukunft, den nächsten Monaten und einer, wie ich 
hoffe und wünsche, raschen und v or\ mf!nschlichem 
Empfinden und wirklichem Gerec~tigkeitsgefühl ge
tragenen Anwendung · dieses Gesetzes durch die damit 
betrauten Behörden überlassen. (Beifall CDU.). 

Präsid e nt: 

Das Wort hat der Abgeordnete Neumayer (DP.). 

A b g. Ne u m a y e r : 

Meine Damen und Herren! Die Demokratische Par
tei hat gegen die vorliegende €iesetzesvorlage sehr er
hebliche Bedenken. Diese Bedenken liegen allerdings 
auf einer anderen Ebene als diejenigen, die der Herr 
Kollege Hertel heute früh aufgezeigt hat. Die G.e-. ' 
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setzesvorlage beschäftigt sich mit Bea:nten, die im Au
gen},lllck der Besetzung im Beam.tenvei:hältnis standen, 
dle aber bis heute. noch nicht wieder beschäftigt sind 
und die durch die Säuberuni5behörd.en als wieder ver~ 
wendungs!ähig l.m öf.t'entlichen Dienst bezeichnet wor
den slnd. Diese Beamten haben also, sei es durch ein 
rech tskrä!Uges Spruchkammerverfam-en, sei es durch 
die Amnestie die Bescheinigung erhalten, daß gegen 
Ihre Beschäftigung, gegen illre Wiederbeschäftigung 
keine Bedenken bestehen. Es liegt also hier eine 
recht.,kräftf.ige Entscheidung vor. Rechtskräftige Ent
scheidungen können nach allgemeinem Recht, wie es . 
überall in den Kulturstaaten gilt, nur unter ganz pe
sonders erschwerten Verhältnissen im Wege el!'l.es 
Wiederau!nahmever!ahl'ens angefochten werden. Man 
sollte also meinen, nachdem hier derart weittragendE: 
Entscheidungen rechtskräftig gefallen sind,. daß daran 
auch die entsprechenden Fol,erungen geknüpft wer
den (Zuruf Abgeordneter Schmidt, Friedri~h (SPD.): 
Soldl.e Entscheidungell .bestiehen Ja garnicht). E.. 
bestehen diese Entscheidungen entwecter in Spruch
kammerver!ahren oder · durch Amnestie (Zuruf Abge
ordneter Schmldt,_ Frledrlch, (SPD.}, A.ber nicht, daß 
1.,ie wieder eingestellt werden müssen). Es stellt in 
dieser Entscheidung drin, daß gegen die Wiederein
stellung im Dienst keine Bedenken bestehen. In det' 
Prlvatwirtscha!t hat man keine Bedenken getragen, 
dera.rtlge Leute ohne weiteres wleqer einzustellen. Sie 
haben keine Nachteile davon erlitten, während die 
Beamten, um die 1!'s sich hier handelt, nun seit .Jahr 
und Tag · ohne Bcsch!,tftigung gewesen sind und nicht 

· von heute auf morgen 'WUßten, wie sie morgen ihr 
Brot bezahlen können. (Zuru! Abgecirdneter Feiler 
(KPD.): Arbeit schändet nicht!). Ich habe vorhin 
au! die Bedeutung der . Rechtskraft hingewiesen. Ich 
möchte hier nochmals mit allem Ernst auf die schwer
wiegenden Folgen aufmer)(sam machen, die entstehen 
müssen, wenn man rechtskräftige uftei~e nicht achtet .' 
Gewiß dafür bin ich zu lange als Jurist tätig gewesen, 
um nicht zu wissen, daß auch rechtskräftige Entschei
dungen ort falsch sind. Es sind o!t Entscheidungen, 
die vor 20 Jahren gefällt worden sind, heute unvor
etellbar. Aber trotzdem bin ich es gewohnt, derartige 
Entscheidungen eben doch, nachdem sie rechtskrä!tig 
geworden sind, als tabu zu betrachten. Sie können 
nicht mehr angegri!fen werden. 

Wenn nun gar de( Staat selbst die recht,skräftigen 
Entscheidungen seiner· Behörden. nicht mehr aner:
kennt, meine Damen und Herren;' so muß dies sehr, 
sehr ernste Folgen nach sich ziehen. Wie soll die Be
völkerung .noch Vertr~uen haben, wenn der Staat 
selbst die von seinen Gerichten get;roffenen E.ntschei
dungen nkni mehr als binden~ anerkellI!,t. Diese Be
denken bestehen auch in anderer Hinsicht vom recht
lichen Standpunkt aus. Die Beamten, dte damals zur 
Zeit der Besetzung lrn Dienst gestanden haben, hatten 
das Recht auf ihre etdfenten Bezüge und Versorgungs
bezüge. Sie hatten es sicfi oft durch jahrelange oder 
gar durch ein Leben lang dauernde Tätigkeit erdient. 
Wenn man versucht, diese Rec~te hier in derartiger 
Weise anzugreifen oder überhaupt beschn~idet, so 
mu.ß auch dieses wieder zu einer schweren Ver:
trauenskrlse in das Wort des Staates· und 1n die Ver:.. 
pfl!chtungen, die der ·staat übernommen hat, führen. 
(Zurut Abgeordneter Ja.Gobi, (SPD.}: Der Staat hat 
Uberhaupt keine Verpflichtungen übernommen.). Der -
Staat hat c;lie Verpflichtungen entsprechend dem, Be
amtenrecht, die eidlenten Versicherungsbezüge zu ge
ben. Dlese Verpflichtung des Staates besteht und in
folgedessen wllre es an sich eine Selbstverständlich-
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keit, daß diejenigen Beamten, die durch Säuberungs
bescheide oder durch Amnestie wieder zugelassen sind, 
das Recht auf Wiederbeschä!tigung haben und auch 
das Recht auf ihre erdienten Versorgungsbezüee. (Zu
ruf Abgeordneter Buschmann (KPD.): Wie Schacht! -
Zuruf Abgeordneter Schmidt, Otto (SPD.) : Und die, 
die den Dreck ausgeräumt haben, schicken wir nach 
Hause). 

Herr Kollege Schmidt, ich beziehe mich nW' auf die
jenigen ~amten, deren Säuberungsbescheid dahin
geht, daß gegen ihre Wiederverwendung keine Beden
ken bestehen. Wir treten nicht ein für diejenigen, die 
dun:h den Nationalsozialismus hochgekommen oder cln
gestellt worden sind. Wir haben auch keine Abände
rungsanträge bezüglich der Paragraphen und Bestim
mungen beantragt und gestellt, die sich gegen diejeni
gen richten, die ich eben hier gekennzeichnet habe. 

Nun wird vielfach gesagt, diese Beamten hätten ja 
nicht dem Nationalsozialismus beizutreten brauchen„ 
sie hätten kein Pg. zu wet"den brauchen, dann wären 
sie nicht vom Säuberungsgesetz betroffen und dann 
hätte man sich mit ihnen überhaupt nicht zu beschäf
tigen gehabt (Zuruf Abgeordneter Jacobs (SPD.): 
Dann kämen sie nicht mehr in den Dienst). -Meine Damen und Herren! Ich glaube, ich spreche 
wohl eine allgemein bekannte Binsenwahrheit aus, 
wt!nn ich sage: Wohl für keinen Berufsstand ist es so 
schwer gewesen {Zuruf Abgeordneter Feller {KPD.): 
Die armen Beamten), sich außerhalb der Partei od<f 
gar gegen die Partei zu stellen, als wie für den Beam
ten. (Zuruf Abgeordnetex- Schmidt, Otto (SPD.) ; Es 
war für jeden schwer). Aber am schwersten war es 

· für die Beamten (ZuTuf Abgeordneter Fcller (KPD.}: 
Wo das Rückgrat !ehlte). Außerdem ist unsere Be
amtens.chaft immer unpolitisch erzogen und geschult 
wOTden. Sie hat es immer als eine Ehre betrachtet 
(Zuruf links; Sehr r ichtig!), außerhalb der Politik 
zu stehen. (Zuruf Abgeordneter Feiler (KPD.) : Unter
tanen). Und erst hier durch das Dritte Reich iist es 
dann durch. Zwang und Drohungen, die ausgesprochen 
worden sind, gelungen, viele der politisch u~beteilig
ten und außerhalb stehenden Beamten zu nominellen 
Mitgliedern der Partei zu machen. {Zuruf Abgeord
neter Feller (KPD.}: Warum nur nominell?). Ich 
will nicht sagen, daß sie alle nur nominell waren. 

Aber bei denen, um die es sich hier handelt und die 
enUastet worden sind und gegen deren Wiederverwen
dung keine Bedenken bestehen, müssen wir annehmen, 
daß es s.ich im wesentlichen nur um nominelle Mitglie
der handelte. (Zuruf Abgeordneter Feller (KPD.): D!e 
Entbräunung wurde verkehrt dul"Chgeführt!). 

. Meine Damen und Herren! In Konsequenz der von 
mir vorgetragenen Rechtsauffassung haben wir in den 
Ausschußberatungen den Standpunkt vertreten, daß 
den Beamten . ein Anspruch auf Wiedereinstellung zu
stehen muß bzw. nicht abe· kannt werden dar!, weil 
wir uns nicht dazu verstehen können, daß es schließ
lich von dtt Gnade des Vorgesetzten abhängt, ob ein 
solcher Beaxnter wieder in seinen Dienst beru!en wird 
oder nicht. ·wu- ,haben außerdem in Konsequenz un
serer Rechtsauffassung auch beantragt, daß dem Be
amten, der wieder eingestellt bzw. nicht wieder ein
gestellt wird und der damals Beamter gewesen ist und 
entlassen wurde. seine völligen erdienten Versorgungs
bezüge zuerkannt werden (Zuruf Abgeordneter Jacobs 
(SPD.): Vermögensteuer erhöhen). Wil" 'lt.aben au
ßerdem den Standpunkt vertreten, daß diejenigen Be
amten, die in ein anderes ihnen nachgewiesenes Ar
beitsverhältnis überführt werden sollen, nur dann ver-

,, 
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pflichtet sind, eine solche Stelle anzunehmen, wenn 
diese ihrer Eignung und ihren Fähigkeiten entspricht 
(Zuruf Abgeordneter Schmidt (SPD.}: So wie wir 1933 
für 1 Mark pro Tag). 

Meine Damen und Herren! Es ist vorhin gesagt wor
den, die Großen läßt man lau'fen und die Kleinen 
hängt man (Zuruf Abgeordneter Buschmann (KPD.): 
Siehe Preise!). Es g,eht uns hier nicht um die soge
nannten Großen. Diese finden Sie nicht im Beamt~n
:;tand (Zuruf Abgeordneter Buschmann: Die .i:rnb~r, 
ihr Schäfchen im Trockenen). Es ge-h1. uns also nicht 
fO sehr nur um die höheren Beamten. Nein, wir den
ken gerade in erster Linie hier an das große Beer der 
rnittleren u11d kleinen Beamten, an das große Heer der 
.1..,ehrer usw., der Leute, die ihre Ersparnisse jetzt wie
der verloren haben und die nicht imstande sind, sicn 
neue Ersparnisse zu schaffen. An diese denken wir 
in erster Linie. Gewiß, ich ~eiß, es ist oft über un
seren mittleren Beamten gelacht worden. Er is,t in der 
Karrikatur erschienen als verknöcherter Kanzleirat 
mit verknitterten schwarzem Bratenrock. Aber, meine 
Damen und Herren, wenn auch vielleicht diese Beam
ten einen gewissen bürokratischen Geist in sich tra
g~n und vielleicht a.uch der Flug der Phantasie in dem 
Aktenstaub nachgelassen hat, ·eines aber haben 
diese Beamten immer gehabt und das haben sie heute 
noch und das war unser Stolz und uns~e Stärke, sie 
waren unbestechlich und korrekt. (Zuruf Abgeordne
ter Jacobs (SPD.): Soll das heißen, daß sie heute be
~techlich sind!) Sie sind es auch heute noch, habe 
ich gesagt, 

Für wen ich mich einsetze, das sind die Beamten 
mit diesem Geist der Integrität, der auch heute noch 
in unserem Beamtenstand vorhanden ist. Und ich kall!l 
aus eigener Erfahrung sagen, gerade im Ausland sind 
wir um diesen Beamtenstand beneidet worden. Des
halb sct~en wil· uns immer wieder für das Beruls
beo.mten1 um ein, denn das Beamtentum, wie es in vie
len großen demDkratischen Ländern gehandhabt wird, 
i~t nic:h1 dieses alte sparsame, den Pfennig nach.rech
nende und vielleicht - das gebe ich zu - zu sehr an 
einzelnen Paragraphen klebende Beamtentum, das aber 
doch gegen jede Anfechtung gefeit ist. Und dieses 
Beamtentum wollen wir erhalten und deshalb können 
wir nicht verstehen, daß gewissermaßen hier eine Aus
nahme gemacht werden soll gegen diese Leute, während 
alle übrigen Stände, die die gleichen Bescheide bekom
men haben, längst wieder in ihrem Dienst sind. Will 
man ausgerechnet die ganze .Finanz-Misere unse1·es 
Landes auf dem Rücken dieses einen Standes austra
gen? Dagegen wenden· wir uns und dagegen haben wir 
die schwersten Bedenken, die ich vorhin schon vom 
rechtlichen Gesichtspunkt aus angemeldet habe. 

Nun, meine Damen und Herren, sind nach unserer 
Auffassung in der gestrigen Sitzung an dem Entwurf 
sehr wesentliche Verbesserungen vorgenommen wor
den, indem insbesondere die Versorgung der nicht wie
derbeschäftigten Beamten auf 70% festgelegt wurde, 
wobei ich da:rauf aufmerksam mache, daß auch alle 
übrigen Beamten nur 80% ihrer Versorgungsbezüge 
bekommen. Diese Verbesserung, die gestern im Haupt
ausschuß die Vorlage erfahren hat, macht es uns mög
lich, die schweren Bedenken, die ich vorhin aus den 
angeführten Rechtsgrundsätzen gegen die Vorlage er
hoben habe, zurückzustellen und ihr dennoch unsere 
Zustimmung zu geben. Wir stellen die Bedenken, die 
wir auch heute noch innerlich gegen dieses Gesetz: 
und gegen diese Art, wie man einen kleinen Stand au~ 
der R~ihe der übrigen Stände heraushebt und schlech
ter stellt, zurück, wobei wir der Überzeugung und 

Au~fassung sind, daß Eile notwendig ist, da!3 es drin
gend erforderlich ist, daß jetzt endlich einmal, nach
dem die Entnaiiflzierungsbehörden gesprochen haben. 
auch diese Leute wieder einen Rechtsboden unter die 
Füße bekommen und daß sie in wenigstens einiger
maßen gesicherte Verhältnisse gelangen. (Zuruf Ab
geordneter Jacobs {SPD.): Wo gilt das in der Wir',
s~aft? - Abgeordneter Feller (KPD.): Heil)~ 

Präs(dent: 

Das Wort hat der Abgeordnete He1tel (SPD.). 

Abg. Her tel: 

Meine Damen unm Herrenl Ich darf beginnen mi1 
der Feststellung, daß wir mit.einer gewissen Befriedi
gung aus den Ausführungen des Herrn Kollegen Her
mans wenigstens ein Stück guten Willens herausge
hört haben, den hier bestehenden Abänderungsbedürf
nissen gerecht zu werden. Ich habe auch volles Ver
ständnis für die leidenschaftliche Art, mit der mein 
sehr geschätzter Mitbürger aus Kaiserslautern hier die 
Rechte der Beamten verteidigt hat. Was ist Recht? 
Das Recht entwickelt sich aus der jeweils bestehen
den ·gesamten gesellschaftlichen Situation (Zuruf Ab
geordneter Dr. Wuermeling (CDU.): Nein, das ist 
Marxismus - Heiterkeit!) Herr Kollege Dr. Wuerme
ling, Sie vermögen doch nicht zu behaupten, daß sich 
l>eit 1940, seit Kt'iegsbeginn, in Deutschland in un.serer 
gesamten Situation die Voraussetzungen zur Erfüllung 
bestehender rechtlicher Verpflichtungen nicht allent
halben geändert hätten. Ausgehend von diesem G~
sichtspunkt muß ich !eststellen, daß die Sozialdemo
kratische Fraktion gar kein Verständnis und gar keine 
Bindungen in' sich fühlt, für Versprechungen und Zu
sagen. die in einer ganz anderen Situation unseres 
Volkes in der Zeit einer prosperierenden Wirtschaft, 
in einer Zeit, in der die Städte nicht zerstört waren, in 
ein&- Zeit, !n der wir nicht mit 24 Millionen Ausge
bombten und Flüchtlingen belastet. waren, gegeben 
worden s1nd. 

Es wurde von meinem Vorredner darauf hingewie
sen, daß in der freien Wirtschaft eine ganz oberfläch
liche Entnazifizierung durchgeführt wurde. Wer hin
dert die oftmals noch in sehr rüstigem Lebensalte·r be
findlichen außerhalb stehenden Beamten sich der 
freien Wirtschaft ?.uzuwenden. Sie haben das Schick
sal derer zu teilen, die das Schicksal zu 85% unseres 
ganzen Volkes t,ragen. Man vermißt in allen Ausfüh
rungen jegliche Rücksichtnahme auf diejenigen. die 
als Ausgebombte auch Ansprüche zu erheben haben. 
(Zuruf Abgeordneter Neumeyer (DP.): Das steht wohl 
hier nicht zur Debatte!). Es war von jeher behauptet 
worden, daß die du:rch Kriegseinwirkung entstandenen 
Schäden seitens des Staates gutgemacht werden. Was 
ist heute bishqr in diese·r Richtung geschehen? Man 
verpflichtet sich zu 60% des Einheitswertes der zer
störten Häuser. Wie iirm'>elig wir in dieser · Hinsicht 
dastehen, ergibt :;ich aus der Tatsache, daß in Kaisei\,;
laute-rn einige Fälle, die im Rahmen der Soforthilfe 
geltend gemacht worden sind, vorliegen, und daß wir 
schon wochenlang 1:>eim Flnanzmini.sterium betteln, uns 
4000 DM zu überweisen,, um in diesen Fällen der So
forthilfe gerecht werd<cn zu können. Und hier wirft 
man mit Geld um sich, hier glaubt man Fo,rderungen 
erfüllen zu können. die nach einer Berechnung, die der 
Inneuninister für Nordrhein-Westfalen, unser Partei-, 
freund Dr. Menzel, gemacht hat, allein für das Land 
Nordrhein-Westfalen in einem Jahr 70 Millionen DM 
ausmachen. Man muß mit den Füßen auf dem Boden 
bleiben. Wenn ich jemand etwas verspreche, bin ich 
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a.ucll gewillt, d2.54elbe zu halten, und bevor . ich eine 
Zusage mache, muß l~ mich selbst pr.Ufen, inwieweit 
meine wlrtschafUichen und finanziellen VerhältnJSSe 
dazu 'angetan sind, diesen Versprechungen auch ge
recht werden · zu können. Neben den Ausgebombten 
vergißt man ganz, daß auch die_ Sparer, die in einem 

·arbeitsreichen Leben sich ein Häuschen abgehungert 
haben, heute dastehen mit dem Verlust des :zerstörten 
Hauses und dem Verlust des .Sparguthabens .. Der An
spruch auf Aufwertung ist gerade so gut ei:-worbenes 
Recht, daß jeder Bürger dem Staat gegenüber geltend 
machen kann, wie es das Beamtenrecht darstellt. Wir 
sehen vor uns den großen · gewaltigen Zug der Kriegs
veratümmelten vorbeipassieren. Und wenn dem Kriegs
opfergesetz gelegentlich eine Lobrede gewidmet wird, 
wollen wir uns trotz dieses Lobliedes der erbärmlichen 
Unzulänglichkeit, die auch dieses Gesetz nach unserer 
Auffassung noch immer in sich trägt, bewußt -bleiben. 

Unter diesem Gesichtspunkt haben wir ein freies 
und· reines Gewissen. Wir seheri keinen Prozents~tz 

··von 5.% oqer 10% unseres Volkes· als Leiden und Opfer 
vor uns. Unser Blick richtet sich auf die Gesamtzahl 
der leidenden Menschen, die in Deutschland durch die 
KrleiSfolgen und zum· großen Teil durch die Schuld 
derjenigen, denen wir jetzt Konzessionen zu machen 
bereit sind, unter Verhältnis.sen zu leben, die nicht 
mehr als menschenwürdig . bezeichnet . w~en können. 
Es hat im Volk draußen niemand ein besonderes Ver
ständnis dafillr, daß w!r in einer übertriebenen An
erkennung d~r wohlerV{orbenen Rechte bereit sind, 
Verpflichtungen einzugehen, die aufgrund der Oesamt
verhältnisse nicht tragbar sind. 

Ich wollte nur diese allgemeine Bemerkung machen, 
bevDT ich eile von 1,&ns· gestellten Abänderungsanträge 
dem Hohen Haus noch elnrnal zur Kenntnis bringe, um 
sie nachher dem Herrn Präsidenten zu überreichen. 
Wir wiederholen den gestern · bereits im Hauptaus
schuß gestellten und von einer knappen Mehrheit des 
Ausschusses abgelehnten· Antrag zu § 4: ,,Der Unter
haltsbeitrag wird statt auf 160 auf 120 DM festgesetzt". 
(Zuruf CDU.: Hört. hört!) . Das rührt uns nicht, diese 
Hörtru!e. -Wir hören nämlich draußen das E;ört-hört 
der Hunderttausende, die sich in einer viel schwereren 
Notlaie be.6nden als diejenigen, die hier in Betracht 
kommen. Wir machen das schamlose Wettrennen um 
die Nazistimmen nicht mit und be'.l,.ennen uns in dieser 
Stunde zu den NoUeidenden ,unseres Volkes. {Star
ker Beifall bei der SPD.) Wenn Sie sich von diesem 
Wettrennen frei !ühlen, k6nnen 'Sie entscheidend ,mit
helfen. dieses Gesetz in Obere~timmung zu bringen 
mit qer eesamten· Elend\!lage, in aer sich unser Volk 
befindet. 

1 

Wir beantragen zu § 14 Ziff. 1: ,,Das Ruhegeld. eines 
nichtverwendetei. Beamten beträgt 60%." . 

Wir beantraaen, zum§ 21 hinzuzu!Ugen: ,,Angestellte 
und Arbeiter, die nach ihrem D!enstv.ertrag Anspruch 
au! Venorgung haben. sind den Beamten gleichzustel
len." Der Grund, aU.9 dem wir den Antra,g stellen, geht 
dahin, daß wir bemüht sein müssen. dy.rch eine beson
dere Hilfe, durch Aufrechterhaltung der Sozialver
slch(;'rung, durch eine Beihilfe die Autr.echterbaltung , 
ihrer Ansprüche zu ermöglichen. Und nun fühlen 
wir uns v~fHchtet, noch darau! hinzuweisen, daß 
eine nochmalige ~dliche Überprüfung des vorlie
genden Entwurfs U03 ~aß gibt, bezügli.ch des § 9 eine 
neue Ziffer hinzuzufügen: ,,zm. 5: Im Falle des Wi
derrufs des Beamtenverhältnisses wird Übergangsgel~ 
nach den Bestimmungen des Beamtengesetzes (§ 62) 
nlcbt gezahlt." Das muß in aller Form im Gesetz fest
gestellt werden, wenn uns kein Rattenschwanz von 
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Prozessen hinsichtlich der Einklagung· des Übergangs
geldes erwachsen soll. 

· Ferner haben wir Stellung zu nehmen zum § 24. Ich 
fühle mich verpflichtet, darauf hinzuweisen, daß wir 
in dieser Richtung einen Abänderungsantrag stellen, 
bevor wir den Herrn Präsidenten um eine kurze Un
terbrechung der Sitzung bitten. Im § 24 wollen wir 
eine kleine Abänderung: ,.Der Ministerpräsident wird 
ermächtigt, im Benehmen mit dem Ministerrat bei An
gehörigen des Selbstverwaltungskörpers usw: ' Ich bin 
überzeugt, daß sich hier bei dem Hohen Haus kein 
Widerstand geltend macht, weil hier die zu treffenden 

· Entscheidungen oftmals so schwierig und von so weit
tragender Bedeutung sind, daß der Herr Ministerprä
sident es dankbar empfinden müßte, wenn jemand be
reit ist, ihm. diese schwierige Verantwortung wenig
s;tens teilweise abzunehmen Soweit keine weitere 
Diskussion Platz greift, bitte ich den Herrn Präii
denten, die Sitzung für die Dauer von 20 Minuten zu 
unterb!"echen. 

Präsident: 

Das Wort hat Herr Staatsminister Sleffan. 

Staatsminister Steffan: 

Meine Damen und Herren! Angesichts der Aus
sprache, die diese Vorlage veranlaßt hat, sieht sich die 
Regierung verpflichtet, kurz zu antworten. -Zunächst 
glaube ich, hat es die Regierung nicht nötig, sich gegen 
den Vorwurf z·ur Wehr zu setzen, als habe sie hier eine 
Vorlage dem Hause unterbreitet, die sich bcsond.?rs 
zu Gunsten der Nazis auswirke, so wie dies der Herr 
Abgeordnete Schieder zum Ausdruck gebracht hat. 
Wenn man eine Kritik an dem Entwurf unter recht
lichen Gesichtspunkten vornimmt, muß man das Be
amtenrecht kennen, Herr Abgeordneter Schieder, und 
Sie werden ohne weiteres der Auffassung sein müs
sen, daß diese Maßnahme notwendig. war, um das 
Land vor einer großen Anzahl von Prozessen :zu schüt
zen, die letzten Endes auf dem Rücken der Steuer
zahler enden würden. Wir haben gewußt, warum wir 
diese Vorlage eingebracht haben und ich als Resc;ort
minister darf sagen, als ich dieses Kind in die Welt 
geschickt habe. sah es anders aus. In der Zwischen
zeit ist es in den Ausschüssen so behandelt worden, 
daß ich mein Kind fast nicht mehr wiederkenne. 
{Zuruf Abgeordneter Schieder (KPD.): Es ist braun ge
worden!) Wenn man an die Regelung der Frage . her
angeht und Herr Kollege Neumayer sagt, daß man 
nach dem Gesetzbuch urteilen soll, so ist diese Frage 
für mich eine politisch psychologische Frage, und an 
der Tatsache dar! man nicht vorbeigehen. Wenn wir 
als Landesregierung heute vor den Problemen stehen, 
die uns zu erdrücken drohen, wenn wir die Not der 
Hunderttausenden sehen, dann dürfen Sie überzeugt 
·sein, daß wir lieber• denen geholfen hätten, die das 
Opfer derer sind, die heute in der Diskussion stehen. 
Wir hätten lieber den Ausgebombten, den Verstüm
melten, allen Flüchtlingen und den Menschen gehol
fen, die von der Last des Tages erdrückt werden, 
wenn wir dazu zunächst die Möglichkeit gehabt hät
ten. · Es wird bei der Frage 'der Wiedergutmachung 
de~ Schäden, die die Nazis verursacht haben, noch not
wendig sein, vom Standpunkt der Landesregienmg 
das eine oder andere zu sagen. Wenn man an die Lö
sung der Frage herangeht, dann müßte man mlt ver
schlossenen Augen sehen, die 6 Millionen gemordeten 
Juden, Männer und Frauen und Kinder, 90wie die 
hunderttausend politischen Gefangenen, die in den Kon
zentrationslagern _ eines ähnlichen Todes starben, man 
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müßte die Todessehreie zusammengeballt hören, um 
von der Wucht des Problems erfaßt zu werden. Die 
Landesregierung bedarf dazu keiner Bdehrung. Wir 
wissen, daß in der Landesregierung Menschen sitzen_ 
die unter dem Naziterror gelitten haben, die verfolgt 
wurden und einge.sperrt waren. Deshalb sind wir docn 
leidenschaftslos an die Frage herangegangen. 

Vor einigen Tagen bral:hte der Rundfunk die Nach
richt, daß der Innenminister von Nordrhein~Westfalen 
von einem ehemaligen Regierungsrat des Propaganda
ministeriums in einem frechen Schreiben aufgefordert 
wurde, ihn binnen 8 Tagen bei Vermeidung der Kla;ic 
wieder einzustellen. Auch in unserem Lande klopfen 
die Herren schon an die Türen und fordern von allen 
Ressortministern und Abteilung&:hefs, wiedereinge
stellt zu werden. Sie fordern dieses Recht, weil unsere 
Entnazifizierung ein Unglück gewesen ist. Die Ent
nazifizierungskommissionen haben Entscheidungen ge
troffen, die -weit über ihre Zuständigkeit' hinausgingen. 
Und wenn man von Kriegsgewinnlern und Nachkriegs
gewinnlun spricht, redet das Volk von Entnaziflzic
rungsgewinnlern. Das sind die Leute, die sich auf ih
ren Schein stützen, die uns täglich Sorgen und Mühen 

•machen. Infolgedessen haben wir eine Klärung nach 
der rechtlichen Seite gefordert, indem wir aber · die 
politische psychologische Seite nicht aus den Augen 
gelassen haben. Ich darf sa.gen, daß das, was mit dem 
Gesetz an finanziellen Lasten verbunden sein wird, bei 
vorsichtiger Schätzung dem Land eine jährliche Bela
stung von 18-19 Millionen DM bringen wird. Dies 
habe ich deshalb gesagt, weil unter Umständen die 
Zahl 70 Millionen, d-ie Nordrhein-Westfalen betrifft, 
eine falsche Vorstellung in diesem Hause auslösen 
könnte. Ich will dabei nicht sagen, daß diese Summe 
nicht groß wäre angesichts der schweren Lasten, die 
auf unserem Land liegen. Denn das ist eine respek
table Sunune. Aber meine Damen und Herren, wenn 
geklagt wird und diese Leute haben d_en Schein in den 
Händen, bin ich überzeugt, daß das Land vcrurlc11! 
wird . . Deshalb muß hier ein Gesetz g~chaffen wei:
den, das unmöglich macht, daß wir unter ständiger 
Klageandrohung stehen. Das darf ich dem Herrn Kol
legen Neumayer sagen, daß die Landesrt>gierung sich 
gern den Vorwurf machen läßt, daß sie hier C'ine Re
gelung getroffen hätte, die sie meinetwegen als e iae 
Ausnahmeregelung betrachten könnte. 

Ich hoffe, daß in einer kurzen Pause, um die ich den 
Herrn Präsidenten bitte, eine Regelung und eine Vct·
ständigung möglich ist, damit wir aus dem Zu.stand 
der drohenden Ungewißheit herauskommen und end
lich wissen, wie wir als Landesregierung den Nazis 
und den entlassenen Beamten gegenüber :i:u verfahrt>n 
haben. 

Präsident: 
Es ist dt>r Wunsch geäußert worden vom Vcrtrdcr 

der Sozialdemokratischen Partei wie auch von der 
Landesregierung, eine kurze Pause eintreten „u la~-
sen. Ich schlage dem Hohen Hause eine Paust, bis 
13.30 Uhr vor. Sie ::;ind damit einverstanden. Die 
Sitzung ist geschlossen. , 

Pause von 12.55 bis 15.15 Uhr. 

Wiederbeginn der Sitzung verspätet 15.15 Uhr. 

Präs,ident: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. Das Wort zur Ab
gabe einer Erklärung über die Handhabung der Ge
schäftsordnung hat Abgeordneter Buschmann (KPD.). 

A b g. B u s c h m a n n : 

Meine Damen und Herren! Namens mcint>r Fraktion 
protestiere ich gegen die Handhabung der Geschäfts
führung. Die Sitzung wurde durch den Herrn Präsi
denten auf 1./~ Stunde unterbrochen; in Wirklichkeit 
sind aus dieser halben Stunde l'ast 2 Stunden gewor
den. 

Der Herr Innenminister hai erklärt, da!$ die Herren 
Nazis an die Türen aller Ministerien klopfen und Dro
hung aussprechen, das Land zu verklagen. Wir unse
rerseits sind nicht bereit, diesem Druck und dieser 
Drohung irgendein Zugeständni!l zu machen, und wir 
sehen nicht ein, daß sich das Parlament durch diesen 
Druck von der ordentlichen Gei;ehäftRfühning abbrin
gen läßt. 

Präsident: 

Ich weise das entschieden zurück, daß die GeschäJts
filhrung sich unter Druck des Nazismus befindet. 

Meine Damen und Herren! Dadurch, daß Herr Ab
geordneter Buschmann in sehr ausfälliger Weise über 
die G~chä,ftsf(,ih,rt.1ng gesprochen hat in seinen letz~ 
ten Ausführungen, lehne ich es ab, auf seine anderen 

- Au~ü.brw;ig~ zu antwox·ten. (Bt:avo-Rufe!) 

Wir fahre:n in der Tagesordnung fort. 

Meine Damet,i. und Herren! Bei der Beratung in drit
ter Lesung liegt die Drucksache il/872 zu Grunde, 
ebenfalls liegen zu Grundei die von dem Ministerial
Vertreter gemachten Änderungsanträge, die ja nur 
rein technischer Natur sind. Ich werde über die darin 
erwähnten Änderungsanträge im einzelnen beim Auf
ruf der einzelnen Paragraphen abstimmen lassen. Ich 
rufe auf die §§ 1, 2, 3. Zu § 4 liegt ein Änderung'§
antrag der S~D. vor: ,,Der Unterhaltsbeitrag wird statt 
160,- auf 120,- DM festgesetzt." 

Wer dem Antr·ag der SPD. seine Zustimmung geben 
will, bitte ich, die rechte Hand zu erheben. - Der An
trag ist atigelehn t. 

Ich rufe auf § 5, 6, 7, 8. 

Zu § !l ist eine ncuC" Ziffer angefügt, die von der 
SPD. beantragt ist: .,rm Falle des Widerruf.;; des Be
amtenverhältnisses wird Übergangsgeld na):!h den 
Bestimmungen des Beamtengesetzes gemäß § 62 nicht 
~e~h~t." .. 

Ich lasse zunächst über diesen Änderungsantrag ab
stimmen. Wer dafür ist, daß diesem Antrag Zustim,
mung gegeben wird, bitte ich, die rechte Hand zu er
heben. Bitte Gegenprobe. -

Unter derselben Zu:;ammen~lellung abgelehnt. 

Ich rufe auf § 10, 11, 12, 13 

Zu § 14 liegt ein Änderungsantrag der SPD. vor: ,,Das 
Ruhegehalt eines nicht verwendbaren Beamten be
trägt 60%." Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um 
Erhebung de,... rechten Hand. - Bitte die Gegenprobe. -

Der Antrag ist abgelehnt. 

Abf Hermans (CDU.): 

Es' liegt weiter ein Antrag zu § 14 Absatz 2 vor, 
durch den die Zahl 60 auf 70 abgeändert ist. kh habe 
dies heute früh vorgetragen. 

p r ä"s·iae,n t : 
In § 14 Absatz 2 soll die Zahl „60" auf „70" erhöht 

werden zur A,npassung an Absatz 1. 
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Wer für die A..i:mahme dieses Änderungsantrages ist, 
bitte ldl., die rechte Haoo zu erheben. - Gegenprobe. -
Der Antrag ist angenommen. 

Ich rufe § 15, 16, 17, 18, 19, 20. 

Zu § 21 liegen zwei Änderungsanträge vor, und zwar 
zunächst ein Antrag der CDU.: ,.Auf Angestellte und 
Arbeiter, denen gemäß eines Dienstvertrages Versor
gungsbezüge wie einem Beamten zustehen, finden die 
Vorschriften des zweiten A~nittes, aur die sonsti
gen-Angestellten und Arbeiter, die Vorschriften über 
Entlassung und Wiederverwendung sinngemäß An-
wendung." · 

Der zweite Antrag von der SPD. lautet: ,.Angestellt~ 
und Arbeiter die nach ihrem Dienstvertrag Anspruch 
au! Versorgu~g haben, sind dei;i Beamten gleichzuste'I.
Ien." . 

Ich lasse zunächst über den ersten Antrag der CDU. 
abstimmen. Dle Anträge können nebeneinander gehen, 
schließen sich also nicht aus. 

Wer dem ersten Antrag zustimmen will, bitte ich, 
die. rechte Hand zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 
Der Antrag Ist angenommen. 

Wer dem zweiten Antrag der SPD. zustimmen will, 
bitte ich, die rechte Hand .zu erheben. Der Antr~ ist 
angenommen. i 

' Abg. Hermans (CDU.): .• 

Die Situation ist jetzt so: Wenn wir nichl die Um
formulierung aemäß unserem Antrag vorg~nommen 
hätten, wäre es notwendig gewesen, diesen zweiten 
Absatz hinzuzufügen. Durch die Annahme des um
fassenderen Antrags der CDU. zu diesen Paragraphen 
Ist aber meines Erachtens der engere Antrag der SPD. 
erledigt. Er ist darin aufgenommen. Er besagt sach
lich genau dasselbe. 

Abg. Her tel (SPD.): 

Die SPD. hat Wert. darauf gelegt, in einer größeren 
spezifb:!crten Formulierung das festzuhalten, · was ihr 
wichtig erscheint. Der bisherige Arbeitgeber soll ver
pflichtet werden, durch eine Art Beihilfe dem betrof
fonen dauernd beschäftigten Arbeiter und Angestellten 
die Erhaltung seiner Sozlalversicherungsansprüche zu 
ermöglichen. Das konnte in der Formulierung, wie sie 
das Gesetz bisher enthalten hat, nicht klar g~nug her
ausgelesen werden. Wir haben mit ~en Bürokraten in 
Rheinland-Pfalz soviel erlebt, daß den Betrof!enen 
stets, umsomehr, wenn sie sozial schwach sind, die ge
setzlichen Bestimmungen so ausgelegt werden, wie es 
elner gew,issen Beamtenwillkür dienlich und · zwecjc
mäßig erscheint. 

Ab g. Her ma ns (CDU.): 

Ich darf darauf hinweisen, daß hier eine Verwechs
lung von 2 verschiedenen Dingen vorliegt. Wir sind 
bis jetzt noch bei § 21. Hier in § 21 ist eine solche 
Hinzufügung überflüssig, weil sie durch den 'Erweite
rungsantrag zu § 21 im Grunde miterfaßt ist. Um es 
deuilicher zu madlen, habe ich heute morgen zu § 22 
Absatz 4 formuliert, in dem die Einzelregelung mit d~r 

·Zahlung dieser von Abgeordneten Hertel gewilnschten 
Beihilfe ausdrücklich enthalten ist. Ich bitte daher, den 
Herrn Kollegen Hertel zu fragen, ob er bei der Aufrecht
erhaltung seines Antrages auf Qiese Regelung zu § 22 
Abs. 4 verzichten will. Wir nfüssen sonst die Abstim
mung wiederholen, weil wir da zwei widersprechende 
Bestimmun2en haben. · 

/ 

Präsident: 

Unkündbare Dienstverhältnisse enden im Falle der 
Nichtwiedereinstellung 2 Jahre nach Inkrafttreten die
ses Gesetzes, jedoch nicht vor Ablauf von 2 Jahren 
nach Rechtskraft des Säuberungsbescheides. 

Für diese Zeit ist Unterhaltsbeitrag gemäß Absatz 3 
zu zahlen, Für die spätere Zeit kann jederzeit wider
ruflich Zuschuß zur Aufrechterhaltµng der Anwart
schaft det" Sozialversicherung gewähr't werden. 

. Herr Abgeordneter Hertel, ziehen Sie Ihren Antrag 
zurück? 

A bg. Hertel (SPD.): Ja! 

Wir .schlagen vor, als Ziffer 5 des § 22 folgendes 
noch beizufügen: 

„Im Falle des Widerrufes des Beamtenverhältnis,:;es 
wird Übergangsgeld nach den Bestimmungen des Be
amtengesetzes nicht bezahlt." 

Präsident; 

-Sie haben den Wortlaut des Antrages gehört. Ich 
lasse darüber abstimmen. Wer für die Hinzufügung 
des Absatzes 5 ist, wie ihn Abgeordneter Hertel eben 
verlesen hat, bitte ich, die rechte Hand zu erheben. -
Der Antr.ag ist angenommen. 

Wit' kommen nunmehr zu § 23, 2.4, 25, 26, 27, 28. 

Abg. Her tel (SPD.); 

Ich wiederhole: Zu § 24 stellt die SPD. Antrag, den 
vorliegenden Text dahin zu ändern: 

;,Der Ministerpräsident wird ermächtigt, unter Mit
wirkung des zuständigen Fachministers usw." 

• 
Präsident: 

Sie haben den Änderungsantrag des Abg. Hertel ge
hört. Wer dafür dst, bitte ich, die rechte Hand zu er
heben. 

1 Das i~ die Mehrheit. - Der Antrag ist angenommen. 

Ich rufe auf § 25, 26, 27, 28, Einleitung und Über
schrift. 

Meine Damen und Herren! Wer dem Gesetz in der 
nunmehr vorliegenden Fassung in dritter Lesung seine 
Zustimmung geben will, bitte ich, sich vom Platz zu 
erheben. - Gegenprobe. - Das Gesetz wurde angenom
men gegen 3 Stimmen der KPD. und 3 Stimmen der 
SPD. 

Meine Damen und Herrenl Der Ta!fesordnungs
Punkt 25: Zweite Beratun, eines Landesgesetzes übt!r 
die Erhebung von Abpben \Ur Förderun1 kultureller 
Elnrldltun1en (Drucksache II/'185) soll nach einem Be
richt des Vertreters des Ausschusses zuriidlgesteut we"-

. den. Ist dazu noch etwas zu sagen? Das Wort hat der 
Abgeordnete Völker (SPD.). 

A b g. V ö 1 k e r : 
Der Haushalts- und FinanzaUSSÜJ.uß empfiehlt dem 

Hohen Hause, die -dritte Lesung dieses Gesetzentwurfe; 
abzusetzen, da neue Gesidttspunk:te aufgetreten sind und 
neue Vorschläge gemadl.t wurden, die das Geset:z nidtt 
verfassungswidrig machen werden. Der Haushalts- und 
Finanzausschuß wird am Freitag, dem 25. 2. nach 
Durcharbeitung des Entwurfes durch das Finanzmini
sterium, zu dem neuen Entwurf Stellung nehmen. Die 
Fraktionen sind sich darüber einig, daß in der Sitzung 
vom März die zweite und dritte Lesung erfolgt ohne 
Widerspruch der Fraktionen. 
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Präsident: 

Sie haben die Ausführungen des Abgeordneten Völ
ker gehört. Der Punkt ist demnach von der Tages
ordnung abgesetzt. 

Meine Damen und Herrenl Ich werde nächsten 
J),;ensta,g -die Beratung des Landesgesetzes über die 
Weitererhebung von Abschlagszahlungen bei Ein,kom
men- und Körpersehaftsteuern im Kalenderjahr 1949 
(Drucksache II/S42) in erster, zweiter und drdtter Lesung 
durchführen lassen. Ich halbe die 2Nle'ite und dritte Le
,:ung abgesetzt, damit der Ausschuß Gelegenheit hat, 
zu prüfen. ob dioe beiden Lesungen noch in dli.eser Pe
riode abgehalten werden sollen. Der Ausschuß hat mit
gctell,t, er wünsche, daß die zweite und dritte Lesung 
hc.ute verabschiedet werden soll. 

Darf ich um die Berichterstattung bitten. Das Wort 
ha t der Abgeordnete Schlick (CDU .). 

A b g. S C h 1 i C k : 

Meine Damen und Herren! Zur Drucksache Nr. II18,12 
hat der Haushalts- und Finanzausschuß heute be
schlossen, das Gesetz zur Anderung des Einkommen
steuergesetzes, das am 1. 7. 48 mii Wir.kiung vorn 1. 7. 
48 erlassen ist , zu verlängern. Dieses Gesetz hat in 
Art. 2 § 6 die monatlichen Abschlagszahlungen für die
jenigen Monate festgelegt, in denen keine Vorauszao
lungen zu erfolgen hatten. Das Gesetz war befristet 
bis zum Ablauf des Kalenderjahres 1948. Der Aus
schuß empfiehlt unter Berücksichtigung der noch an
.gespannten Finanzlage des Landes, das Gesetz vor
läufig für das Jahr 1949 zu verlängern. Dabei hat der 
Haushalts- und F'inanzausschuß dem· Finanzministe
rium die Bitte vorgetragen. mit Rücksiclit auch auf die 
~ich mehr anspanilletlllden Finanzen in der Wirtschaft 
den Termin vom 10., der jeweils für ~die Zahlungen 
festgelegt ist, nicht allzuscharf anzuwenden, sond~r,n 
ei.ne g~w-isse Spanne zu lassen. Das Fina.n:zministerium 
:ha,t die Zusage gegeben, diesen WÜIJ'.Schen Rechnung 
zu t-r-agen. Wir empfehlen Ihnen, der Drucksache II/842 
.ihre Zustiimmung zu geben. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnet<; Wohlleben {DP.). 

A b g. W o h 11 e b e n : 

Bev01· ich Stellung nehme zu dem von det· DP. ~e
stellten Zusatzantrag, bitte tch, dem Herrn Vertreter 
des Finanzministeriums Gelegenheiit zu geben, dazu 
Stellung zu nehmen. 

Präsident : 

Ist der Zu~atzantrag hier? 

A b g. W o h 11 e b e n : 
Er ist überr'eicht worden. 

Präsident: 

Ich habe gestern den Zusatzantrag mit in den Aus
schuß gegeben. 

Ich bitte den Vertreter des Finan.zminwter$, Herl'n 
Minist erialrat Dr. Dahlgrün. Stellung zu nehmen. 

Ministerialrat Dr. Dahlgrün: 
Meine Damen und Herren! Es handelt sich um die 

Frage, ob der Fälligkeitszeitpunkt am 10. jeden Monats 
praktisch durchgeführt werden soll oder ob Rücksicht 
genommen werden muß auf die Tatsache, daß erfah
rungsgemäß die buchführenden Gewerbetreibenden 
ihre Vierteljahresabschlüsse noch nicht am 10. recht-

:ceitig fertig haben können, ferner auf die Tatsache, 
daß E'S bei der knapper werdenden Geldlage größeren 
Steuerpflichtigen schwer fällt , bis zum ·10. die· Voraus
zahlungen an das Finanzamt abzuliefern. Wir wissen, 
daß es tatsächlkh nicht immet· leicht ist, die Erklä
rung über das vierteljährliche Einkommen gleich nach 
Vier.teljahresschluß di:'.!m Finanzamt vorzulegen und 
dies bei größeren Betrieben Zeit braucht. 

Wir haben deshalb schon intern unsere Landes
ftnan-.ämter bevollmächtigt, gewissermaßen bis zum 
20. des Monats Nachfrist zu gewähren. Das Finanz
ministerium ist bereit, durch einen Erlaß alle Finanz
ämter allgemein dahin anzuweisen, daß gegenüber 
Steuerpflichtigen, die nach unserer Erfahrung ihren 

. st~Uerlishe,i:;i V~rpfl.jchtungen regelmäßig und pünktlich 
na:ch;,:ukorrirrien pflegen, von der Erhebung von Zu
schlägen Abstand genommen wird, wenn Erklärung 
llnd Zahlung bis zum 20. des Monats eingehen. Wir 
würden ferner den Finanzämtei-n Weisung geben, ent
i::ptf'c>he'rld ' hlfisicbtli'ch der Monatszahlungen, die zwi
schen den Vierteljahrsterminen liegen. zu verfahren. 
Wir glauben, daß damit den berechtigten Wünschen 
der Steuerpflichtigen Genüge getan wird, ohne daß es 
notwendig .ist, den Zahlungstermin im Gesetz selbst 
vom 10. auf den 20. ,:u verlegen. Wenn ,,vir am 10. an 
sich als gesetzlichem Termin festhalten wollen, SlJ 

deshalb, weil es b~i manchen Gntppcn von Steuer
pfüchtigen nicht notwendig ist. den Termin hinausz\l
schieben und weil wir auch ~it vielen Steue:rpflichti·· 
gen rechnen n'!üssen, die bei offizieller Verlegung de.~ 
Termins bestrebt sein dürften, unverdientermaßen 
Geld und Zinsen zu sparen. Wir beabsichtigen, diese 
Vergünstigung nur denen einzuräumen, die nach un
seren eigenen Erfahrungen und nach ihrem bisherigen 
Verhalten diese gesetzten Termine nicht innehalten 
können . 

Präsident : 

Das Wort ha t dt>r Abgeordne t!.'· Wohlleben (DP.). 

A h g;: Wö h l leben : 

Ich darf vom Platz aus sprechen. Meine Fraktion 
dankt dem Herrn Vertreter des Finanzministeriums 
für seine· AuMührungen und dafür. daß das Finani
ministeriuin den berechtigten Belangen. wie sie in dem 
Zusatzantrag der DP. enthalten waren, Rechnung tra
gen will. Wenn -auch die Form nicht zusagt, so kann 
lhnirseits 'die DP.-Fraktion dem derzeitigen Zustand 
Rcchnu-ng tragen ünd zustimmen, daß die an sieh ge
wunict'irc-gf''Setzliche Form unter den augenblicklichen 
Verhältnissen vielleicht in den Hintergrund rückt. Mit 
Bez1.1g auf das Vorgetrag:ene <'rklärE' ich unseren An
tr;!ig al1': ~~enstandslos. 

p 1· a 0S f cf e"n' ( ':"' '' , 
Mein~ Da~en und Herren ! Weiten• Wortmeldungen 

U~~p. .. ~t ... V.f?i:'., . ~~ rnfo, auf die §§ 1, 2, Einleitung 
und Überschrift. 

W?1;' ' d~t~ ~etz in zweiter Lesung seine Zustim
. rn,ung geben will, bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. Das ist die ein~timmige Annahme. 

Wh· kommen :z.ur dritten Lec;;ung. Ich rufe a1.lf die . 
§§ 1, - 2, Einleitung und Uberschrift. Wer dem Gesetz 
in dritter Lesung seine Zustimmung geben will, bitte 
ich, sich vom Platz z1.1 erheben. Ich stelle die einstim
mige Annahme füst. 

Meine Damen und Herren! Ich habe mich an den 
Herrn Ministerpräsidenten gewandt, um festzustellen, 
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aus welchem Grunde dru; von uns verabschied'ete Ge
setz über den Lohnstop noch nicht veröffentlicht wor
den ist. Der Herr Ministerpräsident"hat mir mitgeteilt, 
daß die Militärregierung Bedenken gegen die Geneh
migung dieses Gesetzes hat. Ich habe in Besprechun
gen mit der Milltärregieru.ng meinem außerordentlichen 
Bedauern über das Fehlen der Zustimmung zu diesem 
Gesetz. .Ausdruck gegeben. Insbesondere.habe ich dar
auf hingewiesen, daß es die Arbeitnehmer nicht ver
stehen können, daß man die Bestimmungen des Lohn
stops nicht so.fort außer Kraft setzt, und die Arbeit
nehmer ·empfinden das als eine. Kränkung ihrei:- Ehre. 
Man kann nicht allein eine Berufsgruppe unter ein 
Ausnahmegesetz bringen. lch habe darauf hin
&ewiesen, daß es psychologisch unrichtig ist, dieses 
Gesetz nicht zu veröffentlichen. Die Herren der Mi
litärregierung in Koblenz haben meine Bedenken ge
te.l.lt und haben mi:r versprochen, alles ru run, daß 
das Gesetz bald verwirklitjlt werden kann. Ich freue 
mich darüber, das hier ganz besonders zu sagen. Ich 
darf aber auch den Herrn Ministerpräsidenten bitten, 
seinerseits alles zu tun, daß das Gesetz in der von uns 
verabschiedeten Fassung veröffentlicht wird. Ich per
sönlich bin der Auffassung, daß das Gesetz über die 
Aufhebung des Lohnstops eigentlich eine rein deut
sche Angelegenheit ist. lch bitte das z.u · prüfen und 
lnsbcrnndere diesem Standpunkt auch gegenüber der 
Militärregierung Nachdruck zu verleihen. Ich nehme 
an, daß das Gesetz über die Aufhebung des Lohn
stops noch nur recht bald Wirklichkeit werden wird. 
(BeHall!) 

Meine Damen und Herren! Es., wµrde mir soeben 
eine große Anfrage der Fraktion der CDU. und der 
SPD. überreicht: ,.In den letzten Tagen gingen beun
ruhigende Nachrichten über die Absichten neuer 
Demontaaen durch das Land. Hat die Landesr~gic
rung Kemitni.s"von solchen Maßnahmen und fst sie in 
der Lage, dem Hoheo F!ause Auskunft zu geben?" 

Ich glaube, das ist eine so wichtige F1 age, daß ich 
außerhalb der Tagesordnung den Herrn Minfsterprä
sidenten frage, ob er bereit ist, bereits heute uns ganz 
kuTZ über diese große Anfrage entsprechend Auskunrt 
zu geben. Ich nehme an, das Hohe Haus ist damit 
einverstanden. 

Das Wort hat der Herr Mlni.;;ter~räsident. 

Ministerpräsident Altmeier: 
Meine Damen und Herren! · Ich will die durch den 

Herrn Präsidenten soeben ver'lesene Große Anfrage 
der cbU.- und SPD.-Fraktionen sofort beantworten 

• und die Gelegenheit dazu benutzen, um zu der Frage 
. der Demont~en einige Bemerkungen zu machen. 

Dabei ist es zunächst notwendig, den Standort der 
Demontagen zu ermitteln, wie er sich Ende des ver
gangenen Jahres darbot. Sie wissen, daß die Landes
regierung während der vergangenen Monate in zähen 
ständigen Verhandlungen mit der Militärregierung 
darum gerungen hatte, die· seit August 1948 angeord
neten Demontagen zu verhindern bzw. wenigstens so
lange aufzuhalten, bis .der· zwischenzeitlich eingesetzte 
internationale Ausschuß seine Arbeiten abgeschlossen 
hat. Diese Bemühungen der Landesregierung führten 
bekanntlich zu dem iDemontagestop, den Herr Gene
ral Koenig am 3. November 1948 - zunächst befristet 
bis zum 15. Dezember 1948 - ausgesprochen hatte. Aus
gangspunkt der Demontagen in unserem Lande ist die 
Demontageliste, die der Landesregierung am 30. Okto
ber 1947 übergeben worden ist. Diese .Liste enthält 87 
Betriebe, die teils vollständig, teils zum Teil der De
montage zum Opfer fallen sollten. Unsere Verhand
lungen während der vergangenen Monate Bes Jahres 

1948 hatten es, wie ich dankbar anerkenne, mit der 
Zustimmung der Militärregierung dahin gebracht, daß 
im wesentlichen Demontagen im Jahre 1948 unter
blieben. 

In der vorletzten Zusammenkunft der Ministcrpras1-
denten der französischen Zone in Baden-Baden gab 

,Herr General Koenig die Erklärung ab, daß es über· 
die Liste vom 30. Oktober 1947 hinaus keine neuen 
Listen mehr gäbe. Das wäre das erste Zugestänctni.; 
dieses interalliierten Ausschusses, wobei aber die Ho!!
nung bestünde, daß eine Anzahl Betriebe aus dieser 
Liste vom 30. Oktober 1947 nach der Prüfung durch 
den H;umphrey-Ausschuß gestrichen würden und um 
dem Ausschuß die Möglichkeit zu geben, diese inter
alliierte Prüfung vorzunehmen, sei die Demontage 
durch die fr:,anzösische Militärregierung ge!rtoppt 
worden. 

Jetzt ist leider eine neue Situation eingetreten, weil 
nunmehr die ersten Beschlüsse des Humphrey-Aus
schusses vorliegen. Die Landesregierung hat mit Da
tum vom 7. Februar eine Note erhalten, worin es 
heißt: ,,In Durchführung der neuerlich von den Al
liierten getroffenen Entscheidungen habe ich die Ehre, 
Ihnen in der Anlage die Fabriken anzugeben, welche 
auf der Hauptliste stehen, die im Oktober 1947 fe!'ll
gestellt wurden. Für diese Fabriken wurde die Durch
führung der Demontage beschlossen nach Oberprü!ung 
durch die Humphrey-Kommission. Sie wolen bitte in 
allerkürzester Frist die Entscheidung der Demontage 
den betreffenden Unternehmen mitteilen. Diese müs
sen alsdann die Ausführungsbefehle durchführen, die 
~ie zu diesem Zweck von den Liquidatoren erhalten." 

Auf dieser Liste stehen 15 Betriebe (Zuru!e: Hört, 
hört!), bzw. Teilbetriebe. Zu einem kleineren Teil 
sind es unbedeutende Unternehmen, die wah~cheinlich 
heute in dieser Form überhaupt nicht mehr bestehen. 
Zum größeren Teil aber handelt es sich um Teil
betriebe ßer B. A. S. F., Ludwigshafen; außerdem aucn 
um elnes dei:- 2 Sauerstoffwerke unseres Landes; um 
einen Betrieb also, der für viele weitere Industrien 
lebensnotwendig ist und wobei bereits die Bekannt
gabe der beabsichtigten Demontage im Laufe des heu-
1tgen Tages zahlreiche Protesttelegramme eingebracht 
hat. 

Die Landesregierung, meine Damen und Herren, hat 
sich mit dieser neuen Situation sofort nach Bekannt
gabe der neuen Liste .beschäftigt. Sie hatte mich be
auftragt, die Frage der Demontage gelegentlich der 
letzten Sitzung der Ministerpräsidenten -der französi
schen Zone mit dem Herrn General Koenig am ver
gangenen Montag in Baden-Baden zu besprechen. Das 
ist geschehen. 

Die Liste, die uns jetzt vorliegt, ist als Januar/Fe
bruar-Liste bezeichnet. Daraus ist· zu schließen, daß 
es auch noch spätere März- oder Aprillisten geben 
kann. (Zuruf CDU.: Unglaublich!). Es handelt sich 
dabei - worauf ich noch einmal aufmerksam mache -
um Beschlüsse des interalliierten Gremi6.ms, welches 
im Herbst des vergangenen Jahres eingesetzt worden 
war, um an Ort und Stelle die Frage der Demontage, 
deren Notwendigkeit oder aber Unmöglichkeit zu 
überpr üfen. 

Ich habe Herrn General Koenig die große Sorge der 
Landesregierung ob dieser veränderten Situation zum 
Ausdruck gebracht und insbesondere darauf hingewie
sen, daß dadurch noch monatelang das Damokles
schwert kommender, vielleicht größerer Demontagen 
über der gesamten Wirtschaft unseres Landes schwebt 
und sie infolgedessen lähmt. 
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Mein<:> Damen und Herren! Herr General Koenig hat 
~mr die Beschlüsse der interalliierten Kommission hin
gewiesen und zum Ausdruck gebracht. dal3 es sich 
nicht um die Entscheidung der französischen Mililär
iegierung, sondern um die Entscheidung des i.nler
nationalen Gremiums handele. 

Ich habe. wie ich schon sagte, unsere große Besoci~ , 
nis zum Au;;druck g(?bracht und darauf hingewiesen, 
daß wir von der französischeh Militärregierung alle 
Hilfe erbitten, um Demontagen unter allen Umständen 
-.u verhindern. Ich darf Ihnen versprechen, meine 
Damen und Herren, ohne daß ich heute auf weitere 
Einzelheiten eingehe, daß die Landesregierung diese 
erneute Bedrohung unseres Wirtschaft.'1,lebens auch 
weiterhin zum Anlaß nehmen wird, um mit den maß
gebenden Stellen i:u verhandeln. Es ist mir gesagt wor
den, daß dieses internationale Gremium seine Ent
schließungen noch nicht beendet hat, daß wir also, 
wie ich eben schon ausführte, mit weiteren Listen un
ter Umständen rechnen müssen. Deshalb möchte ich 
das, was ich in Baden-Baden gesagt habe, hier wieder
holen: Um Gottes Willen keine Demontagen mehr in 
einem Augenblick, wo doch alles darauf eingestellt ist. 
einen internationalen Neuaufbau vorzunehmen; keine 
Demontagen in einer Zeit, wo wir alle der Auffassung 
:;;ind, daß nur eine große Montage Europas allein das 
Gebot der Stunde sein kann. So möchte ich meine 
Antwort auf die von den beiden Parteien gestellte An
fr::ige namens unseres Volkes ausklingen lassen in die
::;cn politischen Warnruf und in der Bitte an den Land-
1ag, die weiteren schweren Aufgaben der Landesregic
nmg zu unterstützen. (Beifall!). 

Präsident : 

Meine Damen und Herren! Wir haben die Worte, 
die der Herr Ministerpräsident soeben an uns gerich
tet hat, gehört. Ich glaube. wir stehen alle unter dem 
F,indruck dieser erschütternden Nachricht, daß, nach· 
dem wir ,glaubt.en , nun wirklich an dem Au:ßbau un-· 
:;eres Landes weiter fortfahren zu können. man wie
der mit neuen Demontagen ~ uns kommt. Wir hatten 
geglaubt, daß die Frage der Demontage nun einmal 
endgültig aus unserem Lande verbannt würde und 
daß wir wirklich zuki.\nftig nur noch von Montagen 
sprechen. 

Meine Damen und Herren[ Wir haben in der ers ten 
Sitzung dieser Legislaturperiode das Wort „Friedc.n" 
gebraucht und ich, und ich glaube Sie alle, meine Da
men und Herren; die wir das Volk von Rheinland
Pfalz verkörpern, stehen auf dem Standpunkt. daß 
durch eine Demontage wieder eine Not innerhalb un
. ~eres Volkes getragen wird und daß Not niemals ein 
Bundesgenosse des Friedens sein kann. 

Wir haben die HoHnung, Herr Minis terpräsident, 
daß es den Bemühungen der Landesregierung und Ih
nen persönlich ganz besonders gelingen möge, auch 
diesmal d~ schwere Los. das =· die Wirtsch0lft upd 

--------
die al·btüt~nd.e Bevölkerung durch die Demontage 
treft€tt würde. an uns vorübergeht. Ich glaube, daß 
wir in Anbe·tracht der schweren und erschütternden 
Mitteilung durch den Herrn Ministerpräsidenten von 
eine1· weitl!'n!l\ Ausspra1.:he jetz t in dieser Stunde ab-

, sehen. 

Meine Damen und Herren! lch darf noch kurz ge
s<;härtlich. folgende:, mitteilen : Nach einer Mitteilung, 
die mir der Heu Ministerpräsident gemacht hat, ist 
da11,H ,~µ rechnen, daß in den ersten Tagen des Mo
nats M;ii.r-.t. ,der E~at des Jahres 1949/50 im Kabinett 
verabs<;hiecl,et wird. Ich weiß, daß die Etatberatungen 
Iü+ alle A.bgeordneten zeitlich ein sehr starkes Mal~ 
von Arbeit mit sich bringen werden. Es ist erforder
lich, daß die ArbeHen der einzelnen AusS<'hüsse nun 
gegeneinander abgestimmt werden, damit alles rei
bungs!o~ verläuft. Auf det" anderen Seite ist außer
dem die .I;>l,U'charbettung des vorgelegten Etats erfor
derliGb . . Das Prä:.idium des Landtags beabskhtigt des
halb, den Ältest.enrat und die Vorsitzenden der ein
zelnen Ausschüsse. z.u einer besonderen Sitzung am 
3. März einzuladen, damit über den Ablauf der Ver
handlungen gesprochen werden kann. Es ergeht dar
über noch bewndere Einladung. Ich schlage Ihnen 
ferner vor, am 9. März c•ine Sondersitzung des Land·· 
t-a~,;1:; eUttuberufen mit dem Punk t der Tagesordnung: 
l. Beratung des vorgelegten Etats. Ich hoffe, daß die 
Sitzung am gleichen Tage beendet werden kann. 

Tch . ~chlage Ihnen weite,· vor, die ordon tliche Sitzung 
de!; T.Aindfags für rlen Monat Mär1. am 22. März begin
nen zu las::;en . Auch h iNgegen erhebt :-ich kein Wi

! ' · · 'd<!r~))rl~ch,',' t>'icfät ·ctcmgcm~ß beschlossen. 

Meine Damen und Herren! Es wird mk soeben 
von den 3 Parteien noch tolgender Antrag vorgelegt: 
..,Der Landtag wolle beschließen: Die Landesregierung 
wit'd ermächtigt. bei der Verküi1dung des Landesgeset
zes über die Rechtsstellung fr{iherer Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes den zu § 22 angenommenen Zu
satzantrag dc1=- Fr~ktion der SPD. betr. Wegfall dei; 
Übergangsgeldes bei Widerruf des Beamtenverhältnis-

!, .~es in. die maßgebende Stelle des Gesetzes einzufügen ... 

Df"I" "Antrag -i!lt ttnf<>rRchrieb~n von der · CDU„ der 
SPD. und der DP. 

lch lasse üb'l'r den An trag abstimmen. Wer dem 
Antrag seine Züstimmung geben will. bitte ich um Er
hebung de-r rechten Himd. Die Gegenprobe. 

Der A.ntrag ist ~inslimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren! Wir befinden um; nun
mehr am Schluß der diesmaligen Legislaturperiode . 
Ich danke Ihn en recht herzlich fül' Ihre Anteilnahme 
und Ihre Arbeit nnct wünsche Ihnen eine gute Heim
fahrt. 

Die· Sit7.tmg i:!'t geschlossen. 

Sch~uß „der Sitzurig: 16 Uhr. 


